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Im Dezember 1999 gab es in der Ukraine einen Regierungswechsel, der zur Berufung eines reformori-

entierten Premierministers genutzt wurde. Dieser Wechsel bietet die Chance, einen sehr umfangreichen 

Katalog bisher versäumter wirtschaftspolitischer Reformen umzusetzen, um einen dauerhaften Wachs-

tumsprozess einzuleiten. Der folgende Überblick über die bisherige Reformpolitik der Ukraine und den 

strukturellen Wandel der Wirtschaft zeigt aber, dass aufgrund der bisherigen Reformunwilligkeit und von 

Politikfehlern Ungleichgewichte vor allem in Form einer einseitigen Industrie- und Exportstruktur, einer 

sehr hohen zwischenbetrieblichen Verschuldung (und hohen Nettoverschuldung der Industrie und Land-

wirtschaft) und einer hohen Auslandsverschuldung des Staates entstanden sind. Während eine starke An-

hebung der durchschnittlichen Rückzahlungsfrist der Auslandsschuld durch Umschuldung wahrscheinlich 

ist, wird derAbbau der beiden anderen Ungleichgewichte vermutlich nur gegen den Widerstand bedeuten-

der Interessengruppen möglich sein. Die Erfahrungen aus dem Transformationsprozess in der Ukraine 

scheinen die insbesondere von den USA vorgeschlagenen Reformen des Internationalen Währungsfonds 

(IWF), des größten westlichen Gläubigers der Ukraine, zu unterstützen. 

Makroökonomische Erfolge und Misserfolge 

Im Zeitraum 1989 bis 1999 sank das offizielle reale 

Bruttoinlandsprodukt um fast zwei Drittel. Der Rückgang 

hat sich aber seit 1995 stetig abgeschwächt (Tabelle 1). 
Aufgrund der drastischen realen Abwertung der ukraini-

schen Grivna seit August 1998 stieg erstmals im Jahre 

1999 die reale Industrieproduktion, insbesondere die 

Nahrungsmittelproduktion. Mit der Abwertung sank das 

Leistungsbilanzdefizit sehr stark.' Auch der stabilitätspo-

litische Erfolg blieb bisher erhalten; die Inflationsrate be-
wegt sich seit 1997 in einem im Vergleich zu früheren Jah-

ren moderaten Bereich. Andere makroökonomische Va-

riablen deuten jedoch auf eine Gefährdung dieser realen 

und monetären Stabilisierung: 

— Die Investitionen sanken noch stärker als das reale 

Bruttoinlandsprodukt. 

Die reale Wechselkursentwicklung, die aufgrund des 

hohen Gewichts der Exporte und Importe — gemessen 

am BIP jeweils über 60 % — große Bedeutung für die 

wirtschaftliche Aktivität hat, war sehr unstetig: Einer 

1 Diese Stimulierung der heimischen Produktion als Folge der 

realen Abwertung wurde von wichtigen westlichen Kredit- und Rat-
gebern als unwahrscheinlich eingeschätzt. Dagegen wurde von ei-

ner Abwertung lediglich ein bedeutender Inflationseffekt erwartet 
und folglich wurde die ukrainische Politik immer wieder vor einer 
Abwertung gewarnt: ,We strongly believe that devaluation would 
not contribute to solving the problems of Ukraine. It is well known 
that volumes of exports and imports are fixed in the short run. This 



mehrjährigen Phase sehr starker realer Aufwertung 

und Verschlechterung der internationalen Wettbe-

werbsfähigkeit ukrainischer Exporteure folgte mit der 

russischen Abwertungskrise im August 1998, die un-

mittelbar auf die Ukraine übergriff, ein starker Rück-

gang des Außenhandels und eine hohe reale Abwer-

tung. Diese hohe Volatilität des realen Wechselkurses 

macht die Planung der Erträge der Unternehmen und 

des Staatsbudgets äußerst schwierig. Hierbei ist zu be-

rücksichtigen, dass trotz des relativ geringen Di-

versifizierungsgrads der ukrainischen Exporte, trotz 

der 1997 entbrannten Finanzkrisen in asiatischen Län-

dern, trotz der mehrjährigen beträchtlichen realen Auf-

wertung der Grivna - verbunden mit stark steigenden 

Lohnstückkosten auf US-Dollar-Basis in der Industrie 

(Tabelle 1) - und trotz der Hinweise auf ein hohes Ab-

wertungsrisiko (vgl. die Indikatoren (5) und (6) in derTa-

Tabelle 1 

belle 2) an der Strategie der Inflationsreduzierung über 

eine relativ starre Bindung der Grivna an den US-Dollar 

festgehalten wurde.2 Deshalb kam es im Laufe des Jah-

res 1998 bis zur Krise im August zu einem weiteren An-
stieg des Realzinsniveaus, dem fast vollständigen Ver-

implies that a devaluation, aiming at an improvement in competi-

tiveness, results in a short-run deterioration, which is reversed as 

volumes eventually respond to the change in relative prices. How-

ever, it is not apparent that in the case of Ukraine these benefits 

will materialize. The medium run benefits are questionable ... so 
that there is a possibility that a spiral of depreciation and inflation 

starts and does not stop." Ukrainian Policy and Legal Advice Cen-

ter, Ukrainian Economic Trends, Monthly Update May 1998, S. 7 f. 

2 Es wurde argumentiert, dass die Wettbewerbsfähigkeit ukrai-

nischer Exporteure aufgrund der sehr niedrigen ukrainischen Löh-

ne (auf US- Dollar-Basis) erhalten bleibe und dass die offiziellen 

Zahlen für die ausgewiesene Arbeitsproduktivität nach oben und 

damit die für die Lohnstückkosten nach unten korrigiert werden 

Entwicklung wichtiger makroökonomischer Größen seit der Unabhängigkeit 1991 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %') 

1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 19992) 

Bruttoinlandsprodukt (real) 

Industrieproduktion (brutto, real) 

Landwirtschaftliche Produktion (brutto, real) 

Anlageinvestitionen (brutto, real) 

Frachtvolumen (in Mrd.Tonnen-Kilometern)3) 

Verbraucherpreise 

Monetäre Basis 

Reallohn 4) 

Realer Wechselkurs') 

Realer Refinanzierungszinssatz bei der Zentralbank 
ohne Berücksichtigung gewährter Sonderkonditionen6) 

Realer Zinssatz für kurzfristige Kredites) 

D o l I a r i s i e r u n g s g ra d7)8J 

Saldo des konsolidierten Staatshaushalts in % des BIP 

Arbeitslosenquotee) 

Index der Arbeitsproduktivität in der Industrie2) 

Anstieg der Lohnstückkosten in der Industrie auf 
US-Dollar-Basis 

BIP pro Kopf in US-Dollar (zum Marktwechselkurs)') 

Exporte von Gütern und Dienstleistungen in Mill. US-Dollar 

Importe von Gütern und Dienstleistungen in Mill. US-Dollar 

Leistungsbilanzsaldo in % des BIP 

Ausländische Direktinvestitionen in Mill. US-Dollar2)8) 

Brutto-Devisenreserven der Zentralbank in Mill. US-Dollar 
(ohne Edelmetall)2l8) 

Auslandsverschuldung in % des BIP2)8) 

Inlandsverschuldung (ohne staatliche Zahlungs-
rückstände) in % des BI P2)8) 

Zwischenbetriebliche Verschuldung in % des BIPB)1o) 
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') Jahresendvergleich, wenn nicht anders angegeben. - Z) Eigene Schätzung. - 3) Frachtverkehr (Eisenbahn-, See-, Fluss-, Automobil-, Luft- und 
Pipelinetransporte). - 4J Veränderungen des jahresdurchschnittlichen Indexwertes für die Gesamtwirtschaft. -') Gegenüber US-Dollar: (-) reale 
Aufwertung; (+) reale Abwertung. - s) Jahresdurchschnitt; bei Zinsen monatlich. - 7) Die in US-Dollar denominierten Bankeinlagen in Relation zu der 
Gesamtheit der Bankeinlagen. - 8) Jahresende. - 9) Ende November 1999. - 11j Verbindlichkeiten gegenüber anderen heimischen Unternehmen. 

Quellen: Statistisches Jahrbuch der Ukraine; Ukrainian-European Center for Macroeconomic Analysis of Ukraine, Ukrainian Economic Trends; Anga-
ben der Nationalbank der Ukraine und des Finanzministeriums; European Bank for Reconstruction and Development, Transition Report 1999; Schät-

zungen des DIW. 
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Tabelle 2 

Makroökonomische Standardindikatoren der Verletzlichkeit für eine Abwertungskrise 

1. Halbjahr 1998 und Jahr 1999 

1. Halbjahr 1998 1999 

(1) Leistungsbilanzdefizit in % des BIP 
(2) Konsolidiertes Fiskaldefizit in °% des BIP (ohne Zahlungsrückstände) 

(3) Brutto-Auslandsverschuldung in °% der gesamten Exporte 

(4) Netto-Auslandsverschuldung in % des BIP') 

(5) Kurzfristige Auslandsverbindlichkeiten in % der Devisenreserven 2) 

(6) Liquide Inlandsverbindlichkeiten in % der Devisenreserven 3) 

4,1 

5,0 

63 

22 

160 

790 

0,0 
1,8 

80 

45 

170 

490 

'I Die Netto-Auslandsverschuldung ist definiert als die Brutto-Auslandsverschuldung minus Brutto-Währungsreserven der Zentralbank. — 
Z> Kurzfristige Auslandsverschuldung ist definiert als die Auslandsschuld mit einer Fristigkeit von bis zu 12 Monaten. - 3) Liquide Inlands-
verbindlichkeiten definiert als die Summe von M2 (einschließlich Fremdwährungsverbindlichkeiten) und Staatsanleihen. 

Legende: Kritische Werte dieser Indikatoren, bei deren Erreichen das Risiko einer Währungskrise als hoch eingeschätzt werden kann, 
können unter Berücksichtigung der empirischen Erfahrung nur in großen Spannen angegeben werden. Beispielsweise gilt aber nach 
Einschätzung der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (EBRD) das Überschreiten bestimmter Werte dieser Indikato-
ren als Indiz für die hohe Verletzlichkeit einer Währung: Indikator ( 1): 7 %, Indikator (2): 5 %, Indikator (3): 200 %, Indikatoren (4) und (5): 
50 %, Indikator (6): 400 %. Vgl.: EBRD, Transition Report 1999, London, S. 70. 

Quelle: Schätzungen des DIW. 

lust der liquiden Währungsreserven  und von Ende Au-

gust an zu einer strikten Devisenbewirtschaftung, die 

den von der Ukraine im September 1996 anerkannten 

Grundsatz, keine Restriktionen für Leistungsbilanz-

transaktionen einzuführen, verletzte (Artikel 8 der IWF-

Statuten). Die Devisenbewirtschaftung, die im Sommer 

1999 gelockert wurde, trug vermutlich nicht nur zu einer 

Kontraktion der Importe, sondern wegen des produkti-

onstechnischen Zusammenhangs auch zu einer Ver-

minderung der Exporte bei. Diese Erfahrung des Fest-

haltens an einem unhaltbaren Wechselkursregime un-

terstützt auch die Forderungen nach Reformen des 

IWF, die von den USA vorgetragen werden.' 

Im Zuge der Abwertung seit August 1998 schnellte die 

Quote der öffentlichen Auslandsverschuldung bis Ende 

1999 auf die Hälfte des BIP. Die Strategie der Staats-
verschuldung überwiegend in Form kurzfristiger Kredi-

te in stabilen Auslandswährungen erwies sich in Ver-

bindung mit der Strategie, die Flexibilität des nomina-

len Wechselkurses stark zu begrenzen, als Fehler: Die 

Bedienung (Zinsen und Tilgung) allein der öffentlichen 

Auslandsverschuldung würde im Jahre 2000 ohne Um-

schuldung über 30 % der erwarteten Staatseinnahmen 

(ohne Sozialversicherung) betragen, nach ungefähr 

10 % im Jahre 1999. 

— Das Realzinsniveau blieb auch nach der realen Abwer-

tung seit August 1998 extrem hoch. 

— Die Bruttowährungsreserven sind weiterhin sehr 
niedrig. 

— Der sehr starke Anstieg der zwischenbetrieblichen Ver-

schuldung hält an. In Relation zum BIP ist ein Rekord-

niveau in Osteuropa und in der Wirtschaftsgeschichte 

erreicht worden. 

Das Problem gegenseitiger Verrechnungen zwischen 

öffentlichen Budgets und Unternehmen hat besonders 

seit 1998 stark zugenommen, vor allem auf lokaler 

Ebene. Im Jahre 1999 betrug der Anteil dieser intrans-

parenten nichtmonetären Transaktionen, mit denen die 

Benutzung von Marktpreisen umgangen werden kann, 

mindestens 10 % im konsolidierten Haushalt. 

Aufgrund zu schnellen Wachstums der monetären Ba-

sis im Wahljahr 1999 stieg im Dezember die monatliche 

Inflationsrate (Verbraucherpreisindex) wieder auf 4,1 %. 

Der bis dahin erreichte Stabilisierungserfolg ist also ge-
fährdet. Zwar hatte die im Jahre 1994 begonnene restrik-

tive Geld- und Währungspolitik bereits Ende 1997 die 

müssten, weil die tatsächliche Beschäftigung geringer sei als die 

offiziell ausgewiesene. Im Wesentlichen sei die Währung unterbe-
wertet, das Exportwachstum robust und die Auslandsschuld relativ 
gering. Vgl. International Monetary Fund: IMF Staff Country Report 
Ukraine, Oktober 1997, S. 16-20 und S. 69. Folglich schätzte der 

IWF das weitere Exportwachstum sehr optimistisch und die resul-
tierende Belastung der Exporte mit dem Schuldendienst als trag-
bar ein, was eine Voraussetzung für seine anhaltende Kreditverga-

be war. 

3 Von den bis Ende 1998 auf 2,8 Mrd. US-Dollar gestiegenen 
IWF-Krediten, die nicht der Budgetdefizitfinanzierung, sondern 
ausschließlich der Finanzierung eines vorübergehenden Lei-

stungsbilanzdefizits dienen sollen, wurden im Jahre 1998 von der 
Zentralbank ungefähr 1,5 Mrd. US-Dollar zur erfolglosen Stützung 
der überbewerteten Währung geopfert. 

4 Vgl. Larry Summers: The Right Kind of IMF for a Stable Global 
Financial System, Speech to the London Business School, Wa-

shington, D.C., 14. Dezember 1999. 
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Ukraine: Überblick über ausgewählte strukturelle Reformziele 
der IWF-Reformprogramme in den Jahren 1995 und 1996 und ihre Erfüllung 

Ausgewählte vereinbarte Ziele in 

den Jahren 1995 und 1996 

Reduzierung des Konzentrationsgrads 

in der Industrie durch Entflechtung und 

Privatisierungen: 

Abschaffung der Staatsaufträge (mit 

Ausnahme des eigenen Bedarfs) und 

Verringerung der Subventionen an Un-

ternehmen: 

Reduzierung der Subventionen bei so 

genannten „kommunalen Dienstleistun-

gen" (Versorgung der Wohnungen mit 

Erdgas, Wärme, Wasser und Instand-

haltung des Wohnungsbestands): 

Stand der Zielerfüllung im November 1999 

Die Entflechtung und Privatisierung von großen Industrieunterneh-

men wird von unabhängigen Beobachtern als ungenügend beurteilt. 

Der Konzentrationsgrad in der Industrie wird als sehr hoch einge-

schätzt, vor allem in den Bereichen Energie, Metallurgie, Stahl, Che-

mie, Maschinenbau und pharmazeutische Industrie. Bei der Beurtei-

lung der Konzentration ist auch der stark zunehmende Protektionis-

mus zu berücksichtigen wie auch die vom Parlament regelmäßig 

bestätigte Liste mit über 4500 mittelgroßen und großen Unterneh-

men, die nicht privatisiert werden dürfen. 

Das tatsächliche Ausmaß der Staatsaufträge und der Subventionen 

an Unternehmen bleibt unklar. Budgetausgaben werden teilweise 

zweckentfremdet für Subventionen an ausgewählte Unternehmen; 

im Zeitablauf wurden neue außerbudgetäre Fonds geschaffen. Kei-

nes der Branchenministerien, Staatskomitees und regionalen Ver-

waltungen, die in die Vergabe von Staatsaufträgen und Subventio-

nen eingebunden sind, wurde aufgelöst bzw. besonderen Zielvorga-

ben unterworfen, die das Oberziel der Subventionsverringerung bzw. 

Ersatz von Subventionen an Unternehmen durch Unterstützung der 

Endverbraucher deutlich gemacht hätten. Der Anteil der Subventio-

nen an Unternehmen (in Form von Barzahlungen, Steuervergünsti-

gungen, Steuerstundungen, Staatsgarantien, Staatskrediten und 

Lieferanweisungen) am BIP kann nur geschätzt werden. 1998 betru-

gen die Subventionen an Unternehmen auf der Ausgabenseite des 

Budgets ungefähr 5 % und auf der Einnahmeseite ungefähr 10 % des 

BIP. Letztere Schätzung beinhaltet aber nicht den Verzicht des Staa-

tes auf eine hypothetische moderate Dividendenzahlung der staatli-

chen Betriebe. Diese kann auf mindestens 5% des BIP geschätzt 

werden. 

Die Subventionen für kommunale Dienstleistungen bleiben ver-

schleiert, da weder die Kosten dieser Dienstleistungen noch der in-

dividuelle Verbrauch (mit Ausnahmen) transparent erfasst werden. 

Investitionen in Maßnahmen zur Kostensenkung und Verbrauchser-

fassung waren sehr gering. Preiserhöhungen dieser Dienstleistun-

gen blieben weit hinter der durchschnittlichen Erhöhung der ge-

schätzten Kosten zurück, so dass diese Subventionen — auch in 

Relation zum BIP — stiegen, insbesondere im Jahre 1999. Sie be-

tragen derzeit grob geschätzt 2 bis 3% des BIP. 

Inflation auf eine Jahresrate von nur 10 reduzieren 

können (Tabelle 1). Es gibt hier jedoch einen Konflikt. Wird 

die drastische Reduzierung hoher Inflation in einem 

Transformationsland allein über die Währungs- und Geld-

politik erreicht, droht eine Zunahme der Ungleichgewich-

te, vor allem Produktionsrückschläge und Arbeitslosigkeit, 

die man später mit einer wieder steigenden Inflation zu 

überwinden hofft.5 

In einem Transformationsland, dessen Anreiz- und 

Sanktionssystem für Wirtschaftssubjekte gravierende 

5 Deshalb wurde im Jahre 1995 der Vorschlag für einen „Stabi-
litätspakt` zwischen den Repräsentanten der wichtigsten gesell-
schaftlichen Gruppen und Repräsentanten des Staates gemacht, 
um so die Last der Stabilisierung nicht allein der Geldpolitik aufzu-
bürden. Dieses Instrument war vorher auch in anderen Transfor-
mations-, Industrie- und Entwicklungsländern teilweise erfolgreich 
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Verbesserungen der Aufsicht über Un-

ternehmen: 

Bodenreform (Privatisierung von 

Boden): 

Abbau der staatlichen Zahlungsrück-

stände: 

Abbau des Barterhandels (und des An-

teils der nichtmonetären Transaktionen 

an den gesamten Transaktionen): 

Auflösung von mindestens fünf großen 

Verlust machenden. Unternehmen und 

Verbesserung des Konkursrechts: 

Rechnungslegungsstandards nach westlichen Grundsätzen wurden 

für Banken vorgeschrieben. Dennoch sind bei einer unabhängigen 

Beurteilung der Bilanzen von acht großen Banken im Jahre 1999 

u. a. gravierende Überbewertungen der Aktiva festgestellt worden. 

Für nichtfinanzielle Unternehmen ist der Übergang auf westliche 

Rechnungslegung geplant. Die Implementierung ist aber unsicher. 

Die Kontrolle von Unternehmen durch Aufsichtsräte und Hauptver-

sammlungen wird von unabhängigen Beobachtern als ungenügend 

beurteilt. Staatliche Unternehmen unterliegen einer De-jure-Kontrol-

le durch Branchenministerien, durch ein Staatskomitee, eine staatli-

che Holdinggesellschaft und durch Regionalverwaltungen. Diese 

Kontrolle ist de facto aber meist nicht wirksam. Der Rechnungshof 

bleibt von der Kontrolle staatlicher Unternehmen wie auch von be-

stimmten staatlichen Fonds ausgenommen. 

Die langfristige Pacht von Boden ist Anteilseignern von Kolchosen 

erlaubt, wird aber in der Praxis häufig behindert. Privateigentum an 

Gebäuden ist zugelassen, jedoch nicht von Boden. 

Die staatlichen Zahlungsrückstände können nur geschätzt werden. 

Schätzungen besagen, dass sie um einen Wert von etwa 2,5 % des 

BIP schwanken (ohne Zahlungsrückstände staatlicher Unterneh-

men). 

Schätzungen der Anteile des Barterhandels am Außenhandel und 

im Inland besagen, dass diese tendenziell jeweils zunahmen (in be-

stimmten Sektoren wird der Anteil auf über 60% des Umsatzes ge-

schätzt). Seit ungefähr 1998 hat auf der Ebene insbesondere großer 

Unternehmen die Ausgabe solcher „Wechsel" sehr stark zugenom-

men, die ein Zahlungsversprechen in Form von Gütern und Dienst-
leistungen an bestimmte Inhaber der Wechsel verbriefen. Nichtmo-

netäre Transaktionen (gegenseitige Verrechnungen zwischen Staat 

und Unternehmen) haben auch in den öffentlichen Budgets auf zen-

traler und vor allem auf regionaler Ebene seit ungefähr 1998 sehr 

stark zugenommen. 

Obwohl die Zahl der Konkurse tendenziell steigt und mit 9000 pro 

Jahr relativ hoch erscheint, unterliegen insbesondere große Unter-

nehmen de facto nur einem sehr geringen Konkursrisiko. Eine neu 

geschaffene Agentur zur Verbesserung des Konkursrechts machte 

Ende 1998 Änderungsvorschläge, die das bestehende Recht zu-

sätzlich aufweichen würden. Die Definition der Konkursgründe ist 

mangelhaft, und die Anreize zur Eröffnung von Konkursverfahren 

insbesondere bei großen Unternehmen sind zu gering. 

Quellen: Absichtserklärungen der ukrainischen Regierung gegenüber dem IWF; Berichte des ukrainischen Finanzministeriums über 
den Haushaltsvollzug; Berichte des Anti-Monopol-Komitees; Schätzungen des DIW. 

Mängel aufweist ( Übersicht), können die Wirtschaftssub-

jekte den aus ihrer Sicht unerwünschten Folgen einer re-

striktiven Währungs- und Geldpolitik mit unterschiedli-

chen Reaktionen ausweichen, so dass die beabsichtigten 

realen Effekte einer restriktiven Politik abgeschwächt wer-

den und bestehende Ungleichgewichte zunehmen. Die 

Wirtschaftssubjekte können dem begegnen, indem sie 

beispielsweise ihren Zahlungsverpflichtungen immer we-

niger nachkommen und vermehrt billige Lieferantenkredi-

te aufnehmen (vgl. den in Tabelle 1 ausgewiesenen ex-

benutzt worden. Der Vorschlag wurde vom IWF abgelehnt. Er wur-
de vom neuen Premierminister Ende 1999 in veränderter Form 

aber wieder in die Diskussion gebracht. Vgl. Lutz Hoffmann: Ein 
Stabilitätspakt für die Ukraine. In: Lutz Hoff mann und Axel Sieden-
berg ( Hrsg.): Aufbruch in die Marktwirtschaft, Frankfurt am Main/ 

New York, 1997. 
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plosionsartigen Anstieg der zwischenbetrieblichen Ver-

schuldung)6. Sie können auch versuchen, ihre Steuerlast 

zu vermindern, beispielsweise über die Nutzung des in-

transparenten Barterhandels. 

Diese Entwicklungen sind aber nicht dauerhaft, son-

dern werden irgendwann durch Bereinigung der Vermö-

gensbilanzen von Unternehmen, privaten Haushalten 

und Staat (Kapitalschnitt) beendet, beispielsweise in 

Form von Vermögensübertragungen und/oder hoher In-

flation. Eine Bereinigung der Vermögensbilanzen vor al-

lem großer überschuldeter Unternehmen wurde bisher 

verzögert, vor allem deshalb, weil der Staat Konkurse 

dieser Unternehmen scheute und sie über Subventionen 

unterstützte, die er aus dem Steuer- und Abgabenauf-

kommen und über die Verschlechterung seiner Vermö-

gensbilanz finanzierte. 

Der Reformfortschritt der Ukraine 

in osteuropäischer Perspektive 

Der Reformfortschritt in zehn ordnungspolitischen Berei-

chen wird für 26 osteuropäische Transformationsländer 

regelmäßig von der Europäischen Bank für Wiederaufbau 

und Entwicklung (EBRD) beurteilt.' Diese ordnungspoliti-

schen Bereiche sind: Privatisierung großer Unternehmen, 

Privatisierung kleiner und mittelgroßer Unternehmen, Kon-

trolle und Restrukturierung nichtfinanzieller Unternehmen, 

Preisliberalisierung, Außenhandels- und Devisenhandels-

system, Wettbewerbspolitik, Bankenreform und Zinslibera-

lisierung, Wertpapiermärkte, Rechtssystem und Infra-

struktur. Nach dieser Bewertung des Reformfortschritts 

gehört die Ukraine mit den Ländern Bosnien und Herzego-

wina, Turkmenistan, Usbekistan und Weißrussland zum 

unteren Fünftel der Transformationsländer. Nur in drei der 

zehn Bereiche, nämlich bei der Privatisierung kleiner Un-

ternehmen, bei der Preisliberalisierung und bei der Libera-

lisierung des Außenhandels- und Devisenhandelsre-

gimes, erreichte sie für das Jahr 1999 eine Bewertung mit 

dem Rang 3 auf einer Rangskala von 1 (für sehr geringen 

Reformfortschritt) bis 4+ (für Angleichung von Standards 

an ein Niveau, das in fortgeschrittenen Industrieländern 

üblich ist). In den anderen Bereichen ist nach dieser Be-

wertung der Reformfortschritt noch nicht substantiell. 

Allerdings kann die Bewertung des Reformfortschritts 

im Außenhandels- und Devisenhandelsregime mit dem 

Rang 3 als zu positiv betrachtet werden. Erstens wurde 

zwar die nach der Abwertungskrise im Herbst 1998 ein-

geführte Devisenbewirtschaftung Mitte 1999 offiziell auf-

gehoben, tatsächlich scheinen aber einige teilweise sub-

tile Methoden der Begrenzung der Devisennachfrage 

bestehen zu bleiben, die das Devisenhandelssystem in-

transparent machen.8 Zweitens gibt es seit ungefähr 

1995 eine bedrohliche Tendenz zunehmenden Protektio-

nismus durch Zölle, Zertifikatregelungen und sonstige 

nichttarifäre Handelshemmnisse. Beispielsweise stieg 

der handelsgewichtete durchschnittliche Zollsatz für In-

dustriegüter ohne Energie im Zeitraum 1996 bis 1998 

von 4,7% auf 10,4% und für Agrargüter im Zeitraum 

1995 bis 1998 von 20,2% auf 25,9%.9 Einen möglicher-

weise noch stärkeren handelshemmenden Effekt haben 

die zunehmenden nichttarifären und teilweise subtilen 

Handelshindernisse. 10 Insofern ist die Beurteilung des 

Handelsregimes der Ukraine für die Jahre 1997 und 

1998 als „ relativ liberal" unverständlich. 17 Mit dem zuneh-

menden Protektionismus entfernt sich die Ukraine von 

dem strategischen Ziel der Mitgliedschaft in der Welthan-

delsorganisation WTO. Es ist auch wahrscheinlich, dass 

die Zunahme des Protektionismus im Zusammenhang 

mit der realen Aufwertung der Grivna von 1993 bis zur 

Abwertungskrise im Herbst 1998 steht. Die Aufwertung 

bedeutete eine stetige Erosion der internationalen Wett-

bewerbsfähigkeit ukrainischer Exportunternehmen, weil 

diese kaum Produktivitätsfortschritte erzielten, so dass 

trotz tendenziell sinkender Grivna-Reallöhne die Lohn-

stückkosten auf US-Dollar- Basis stiegen. Trotz der Ge-

fahr einer Überbewertung der Währung wurde aber an 

der Politik einer relativ starren Bindung an den US-Dollar 

auch nach Beginn der asiatischen Finanzkrisen im Jahre 

1997 festgehalten. 

Obwohl die Indikatoren des Reformfortschritts für die 

Ukraine nach ihrem deutlichen Anstieg Ende 1994/An-

fang 1995 dann eher von einem Stillstand geprägt waren, 

gab es von 1995 bis 1998 einige wichtige strukturelle Re-

6 Nettoschuldner sind die Industrie und die Landwirtschaft mit 
ungefähr 6 bzw. 7 % der gesamten zwischenbetrieblichen Forde-
rungen im Jahresdurchschnitt 1998. Der Sektor Transport und 
Kommunikation ist der bedeutendste Nettogläubiger. Die anderen 
Sektoren haben jeweils eine relativ geringe Nettogläubigerpositi-
on. 

7 Vgl. European Bank for Reconstruction and Development: 
Transition Report 1999, London, S. 22 ff. 

8 Hierzu gehören beispielsweise die Verpflichtungen, einen Teil 
von Fremdwährungs-Exporterlösen in Grivna umzutauschen, Mah-
nungen über Telefonanrufe der Zentralbank bei solchen Banken, 
die in größerem Umfang Devisen verkaufen, das Verbot für Banken 
zeitgleich Devisen zu kaufen und zu verkaufen sowie weitere jeder-
zeit verschärfbare Restriktionen des Devisenhandels. 

9 Vgl. Wolfgang Quaisser: Außenhandelsentwicklung und Wett-
bewerbsposition der Ukraine im Handel mit der Europäischen Uni-
on, Osteuropa Institut München, unveröffentlichtes Manuskript, 
1999,S.41. 

10 Vgl. beispielsweise European Union, European Commission: 
Aide Memoire on Obstacles to Trade in Ukraine, unveröffentlicht, 
Brüssel, Juni 1999. 

11 „Ukraine maintained a relatively liberal trade regime during 
1997 and 1998".Vgl. International Monetary Fund: IMF Staff Coun-
try Report Ukraine, April 1999, S. 69. Auch gemessen an dem Indi-
kator der EBRD für den Grad der Restriktionen im Außenhandels-
und Devisenhandelsregime hatte die Ukraine in diesem Zeitraum 
ein höheres Niveau solcher Restriktionen als der Durchschnitt der 
GUS- und baltischen Länder und auch im Vergleich zu der über-
wiegenden Zahl dieser Länder. 
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formen. Insbesondere sind zu nennen: Entlastungen bei 

der Einkommensbesteuerung, (unvollständige) Anpas-

sungen der Steuergesetze und der Bankenregulierung an 

westliche Definitionen, eine drastische Senkung der Sozi-

alabgaben in mehreren Schritten von 54 % auf 39 % des 

Bruttolohns trotz der sehr ungünstigen demographischen 

und wirtschaftlichen Entwicklung und trotz der Rezession, 

Vereinfachung des Vergabeprozesses für Lizenzen, Ver-

ringerung der Belastung von Unternehmen durch Kontrol-

len der Behörden, Verbesserungen der Regeln zur lang-

fristigen Bodenpacht usw. 72 Allerdings war dies nicht aus-

reichend, die Bewertung auf der Skala der EBRD deutlich 

zu verbessern. 

Strukturelle Änderungen der ukrainischen 

Wirtschaft 

Gibt es positiv zu bewertende strukturelle Änderungen 

der ukrainischen Wirtschaft, die den Zweifeln an der Dau-

erhaftigkeit der Stabilisierung entgegenstehen? Von den 

vielen Dimensionen des strukturellen Wandels wird hier 

nur ein kleiner Ausschnitt betrachtet: 

- Eine Entstehungsrechnung des Bruttoinlandsprodukts 

nach westlicher Definition wurde bisher erst für den 

Zeitraum von 1994 an veröffentlicht (Tabelle 3). Da-

nach war die Rezession vor allem mit sinkenden Bei-

trägen der Industrieproduktion, der Landwirtschaft und 

der Bauwirtschaft zum BIP verbunden. Dagegen nah-

men die Beiträge der Dienstleistungen, insbesondere 

der Transportleistungen und des Handels, stark zu. In 

realer Betrachtung waren diese Änderungen allerdings 

weniger ausgeprägt. 

Die tendenziellen Veränderungen der Beschäftigungs-

anteile der Wirtschaftssektoren (Tabelle 4) korrespon-

dieren nur hinsichtlich der Industrie, der Bauwirtschaft 

und hinsichtlich einiger Dienstleistungen mit der Verän-

derung des jeweiligen Wertschöpfungsanteils. Folglich 

war auf Basis dieser Daten die Produktivitätsentwick-

Tabelle 3 

lung in den einzelnen Sektoren sehr unterschiedlich. 

Während beispielsweise die Arbeitsproduktivität im 

Sektor Transport und Kommunikation zunahm, hat sie 
in der Landwirtschaft stark abgenommen. 

Die Entwicklung der Struktur der Industrieproduktion 

(Tabelle 5) zeigt die überragende Bedeutung von 

Stahl und Metallen. Der stetig zunehmende Anteil die-

ser energieintensiven Güter an der Industrieprodukti-

on trug vermutlich zum Anstieg des Anteils von Ener-

gie bei. Dagegen ist der Niedergang des vor Beginn 
der Transformation wichtigsten Industriebereichs Ma-

schinenbau offenbar immer noch nicht abgeschlos-

sen. Der Anteil sonstiger Industrien, zu denen auch 

die so genannten Leichtindustrien wie Textil, Holzver-

arbeitung usw. gehören, hat tendenziell eher abge-

nommen. 

Die langfristige Entwicklung der Exportstruktur (Tabel-

le 6) korrespondiert mit den Änderungen der Industrie-

struktur, nämlich der überragenden und weiter zuneh-

menden Bedeutung von metallurgischen Erzeugnissen 

sowie des abnehmenden Gewichts von Maschinen 

und Agrarerzeugnissen. Der Anteil der besonders en-

ergieintensiven metallurgischen und chemischen Er-

zeugnisse an den Warenexporten stieg auf mehr als 

die Hälfte. Auf niedrigem Niveau stagnierte dagegen 

das relative Gewicht solcher Exportbereiche, die der 

arbeitsintensiven Lohnveredelung zugerechnet wer-

den können und die für Auslandsinvestoren interessant 

sein könnten, also insbesondere Leichtindustrie- und 

Holzindustrieerzeugnisse. Erst in jüngerer Vergangen-

heit scheint es geringfügig zugenommen zu haben. 

Der große Anteil der Dienstleistungsexporte geht vor 

allem auf die Einnahmen aus dem Transit russischen 

Erdgases nach Westeuropa zurück. Diese hohen Ein-

12 Vgl. beispielsweise „Zum wirtschaftspolitischen Reformfort-

schritt der Ukraine und zur Konditionalität der westlichen Hilfe", 
DIW-Diskussionspapier Nr. 192, Januar 2000, S. 9 ff. 

Entstehungsseite des Bruttoinlandsprodukts 1994 bis 1998 

Bruttoinlandsprodukt = 100 

1994 1995 1996 1997 1998 

Industrie 

Landwirtschaft 
Bauwirtschaft 

Handel 

Transport und Kommunikation 
Sonstige 

36,7 

15,3 

7,8 

5,4 

6,0 

28,8 

33,3 

15,7 

7,8 

5,9 

9,8 

27,5 

30,1 

13,7 

6,8 

6,8 

11,0 

31,5 

28,0 
13,4 

6,1 

8,5 

14,6 

29,3 

28,6 
13,2 

5,5 

8,8 

15,4 

28,6 

Quellen: Statistik-Komitee der Ukraine; Schätzungen des DIW. 
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Tabelle 4 

Beschäftigung 1990 bis 1998 

in % der gesamten jahresdurchschnittlichen Beschäftigung') 

1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 

Industrie 
Landwirtschaft 

Bauwirtschaft 

Transport und Kommunikation 

Handele) 

Gesundheits- und Sozialdienste 

Bildung und Kultur 

Sonstige Bereiche 

30,8 31,1 30,9 30,0 28,2 26,2 25,6 24,6 23,6 
19,5 19,1 20,5 20,8 21,4 23,9 24,0 24,7 

9,5 9,1 8,0 7,6 7,4 6,8 6,5 6,0 

7,0 7,1 6,8 6,8 6,7 6,6 6,7 6,6 

7,4 7,5 7,3 7,3 7,3 7,3 7,4 7,7 

5,9 6,1 6,3 6,5 6,8 6,9 7,1 7,3 

9,3 9,5 9,8 9,8 10,3 10,2 10,3 10,1 
10,4 10,6 10,4 11,2 11,9 12,0 12,4 13,0 

1) Ohne Selbständige. - e) Einschließlich der so genannten „material-technischen Versorgung" von Unternehmen. 

Quellen: Statistik-Komitee der Ukraine; Schätzungen des DIW. 

Tabelle 5 

Struktur der Industrieproduktion 1990 bis 1999 

in % der mit geschätzten US-Dollar-Preisen bewerteten gesamten Industrieproduktion 

1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999' ) 

Elektrizität 

Erdöl und Erdgas 

Kohle 

Stahl 

Maschinen 

Nahrungsmittel 

Sonstige2) 

7,3 7,7 8,5 9,9 12,6 14,4 15,9 15,9 16,0 17,0 
9,5 9,9 8,4 7,7 9,8 10,4 10,8 10,6 11,3 11,4 

7,0 6,6 7,8 8,3 10,2 10,3 10,1 11,5 12,1 11,8 

14,4 13,6 15,0 14,6 15,6 18,3 21,8 25,1 24,5 26,6 

29,9 30,3 28,7 27,8 18,8 14,1 10,0 9,1 9,6 7,7 

14,0 14,0 13,4 14,4 17,0 17,5 17,0 13,6 12,7 11,2 

17,9 17,9 18,1 17,3 16,1 14,9 14,3 14,2 13,8 14,3 

') Erstes Halbjahr 1999. - e) Erzeugnisse der chemischen Industrie, Holzindustrie, Baustoffindustrie und sonstiger Leichtindustrien. 

Quellen: Schätzung von Ukrainian-European Policy and Legal Advice Center, Ukrainian Economic Trends, September 1999. 

Tabelle 6 

Struktur der Exporte von Waren und Dienstleistungen 1993 bis 1999 

in % der gesamten Exporte 

1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999' ) 

Waren 

Erdöl, Erdgas, Kohle, Elektrizität 
Mineralöl 

Chemische Erzeugnisse 

Metallurgische Erzeugnisse 

Erzeugnisse der Holzindustrie 

Baumaterial 

Agrarerzeugnisse 

Erzeugnisse der Leichtindustrie 

Maschinen 

Sonstige 

Dienstleistungen 

Transit von Erdöl und Erdgas 

79,5 80,0 81,7 76,2 74,3 75,7 75,0 

1,8 1,1 1,3 1,0 1,6 2,7 2,0 
3,0 0,6 1,1 1,5 0,8 1,1 2,2 

6,8 10,0 12,2 10,5 9,2 9,2 7,9 

27,1 31,3 29,7 27,5 33,4 35,3 32,6 

0,6 1,1 1,0 1,0 1,3 1,6 2,2 

0,8 1,8 1,2 1,3 1,0 1,1 0,9 

12,9 12,9 18,1 17,4 10,0 8,9 10,0 

6,2 2,9 2,5 2,2 2,7 3,4 3,5 

17,7 16,5 13,8 12,1 11,1 11,5 9,7 

2,6 1,7 0,8 1,5 3,3 3,0 4,0 

20,5 20,0 18,3 23,8 25,7 23,2 25,0 

8,7 7,4 14,7 14,0 

1) Erstes Halbjahr 1999. 

Quellen: Statistik-Komitee der Ukraine; Ministerium für Wirtschaft. 
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nahmen von weit über 2 Mrd. US-Dollar jährlich (etwa 

8 % des BIP) wurden bisher fast vollständig als in-

transparente Subvention eingesetzt, d. h. nur unge-

fähr 10% des Gegenwertes dieser Transitgebühr wur-

den im Staatshaushalt als Einnahme ausgewiesen. 

Die Gebühr unterliegt nicht nur dem Risiko von Preis-

schwankungen von Erdgas, sondern sie ist durch Fer-

tigstellung einer zusätzlichen Pipeline in naher Zu-

kunft über weißrussisches und polnisches Gebiet 

auch vom Verhalten dieser Wettbewerber abhängig 

geworden. 

- Auf der Importseite zeigt sich, dass der extrem hohe 

Anteil der Energieimporte nur sehr langsam sinkt und 

noch bei über 40% liegt (Tabelle 7). Der Anteil solcher 

Güter, die als Kapitalimporte betrachtet werden kön-

nen und der Verbesserung des ukrainischen Sachkapi-

talstocks dienen (insbesondere Maschinen), nahm al-

lerdings tendenziell zu. 

Bei der Betrachtung der geographischen Struktur des 

Außenhandels zeigt sich eine klare Umorientierung 

sowohl der Exporte als auch der Importe von GUS-

Ländern zu westlichen und asiatischen Ländern (Ta-

belle 8). Bemerkenswert ist auch der dauerhafte ukrai-

nische Handelsüberschuss mit westlichen Ländern 

und Asien, der sich im Jahre 1999 als Folge der realen 

Abwertung seit Ende 1998 weiter erhöhte. 

Bewertung der Strukturänderungen 

Die Interpretation der strukturellen Änderungen muss 

von der Faktorausstattung ausgehen. Eine solche Be-

trachtung zeigt, dass 

Tabelle 7 

- der Ausbildungsgrad der Bevölkerung (gemessen an 

den Ausbildungsabschlüssen) relativ hoch ist, bei ei-

nem durchschnittlichen Arbeitslohn in US-Dollar, der 

verglichen mit anderen Industrieländern und den 

Nachbarländern relativ niedrig ist, 

die Boden- und Klimabedingungen für die Agrarpro-

duktion relativ vorteilhaft sind, 

- der Kapitalstock aufgrund niedriger Investitionen veral-

tet und gleichzeitig das Realzinsniveau sehr hoch ist, 

die Ukraine ein energiearmes Land ist. Ungefähr 65% 

des Primärenergieverbrauchs werden importiert. 13 

Der Mangel an Informationen erschwert die Beurtei-

lung der strukturellen Änderungen der Wirtschaft. Bei-

spielsweise wurden diejenigen Unternehmen, die Wert-

schöpfung vernichten statt zu schaffen, mit wenigen Aus-

nahmen (beispielsweise im Kohlenbergbau) bisher nicht 

identifiziert. Ebenfalls schwer zu erfassen sind Vorgänge 

wie private Kapitalströme und ein Wissenstransfer, die 

die Produktivität von Unternehmen stärken, so dass im 

Extremfall sogar solche Unternehmen und Branchen 

profitabel werden und ihre Produktion ausweiten, die bis-

her nur über Subventionen erhalten werden konnten. Al-

lerdings würde die Verjüngung des Kapitalstocks auch 

dann etliche Zeit beanspruchen, wenn das Vertrauen von 

Auslandsinvestoren hoch und Kapital relativ mobil wäre. 

Dagegen kann der Bestand an Wissen relativ schnell er-

13 Dieser Importanteil enthält nicht den importierten Brennstoff 
zur Erzeugung von Nuklearenergie, die ungefähr 8% des Primär-
energieverbrauchs deckt. Vgl. Manfred Horn: Ölverbrauch in der 
Ukraine bis zum Jahr 2010, (als Manuskript vervielfältigt), Berlin 

1999. 

Struktur der Importe von Waren und Dienstleistungen 1993 bis 1999 

in % der gesamten Importe 

1993 1994 1995 1996 1997 1998 19991 ) 

Waren 

Erdöl, Erdgas, Kohle, Elektrizität 
Mineralöl 

Chemische Erzeugnisse 

Metallurgische Erzeugnisse 
Erzeugnisse der Holzindustrie 
Baumaterial 

Agrarerzeugnisse 
Erzeugnisse der Leichtindustrie 

Maschinen 
Sonstige 

Dienstleistungen 

87,8 

41,5 
10,1 

5,8 

5,7 
1,5 

1,4 

4,6 

4,4 

10,7 

1,9 

89,5 

36,7 
7,1 
6,4 

6,7 

2,7 

0,6 

4,0 

3,3 

18,4 

3,4 

12,2 10,5 

92,0 

34,6 
10,9 

7,5 

4,6 

2,9 

0,7 

7,1 

3,4 

17,3 

2,9 

93,2 

39,3 
5,8 

8,1 

5,5 

2,8 

1,1 

7,7 

3,0 

16,7 

3,2 

92,4 

34,6 
6,5 

8,1 

4,2 

3,1 

1,1 

5,3 

2,7 

21,0 

5,8 

8,0 7,1 7,6 

91,1 

32,0 
5,0 

8,3 

4,7 

3,3 

0,8 

6,9 

3,5 

22,5 

4,1 

94,5 

39,7 
3,1 

8,6 

5,0 

3,5 

0,7 

6,8 

3,9 

18,4 

4,9 

8,9 5,5 

1) Erstes Halbjahr 1999. 

Quellen: Statistik-Komitee der Ukraine ; Ministerium für Wirtschaft. 

Wochenbericht des DIW 4-512000 51 



Tabelle 8 

Geographische Struktur des Außenhandels 1994 bis 1999 

in Millionen US-Dollar 

1994 1995 1996 1997 1998 19991 

Handel mit GUS- und baltischen Ländern 
Warenimporte 

Dienstleistungsimporte 

Warenexporte 

Dienstleistungsexporte 

Saldo der Handels- und Dienstleistungsbilanz 

Handel mit sonstigen Ländern 

Warenimporte 

Dienstleistungsimporte 

Warenexporte 

Dienstleistungsexporte 

Saldo der Handels- und Dienstleistungsbilanz 

Ausgewählte Handelsanteile (in %) 

Anteil der Exporte von Waren und Dienstleistungen 
in sonstige Länder 2) 

Anteil der Importe von Waren und Dienstleistungen 
aus sonstigen Ländern 2) 

11416 

521 

7 828 

1 622 

—2487 

5 053 

1 017 

6 066 

1 125 

1 121 

11 051 

579 

7 743 
1 785 

—2102 

5 895 

755 

6 501 

1 061 

912 

43,2 44,2 

33,7 36,4 

12913 

669 

8 841 

3 508 

—1233 

6 930 

956 

6 706 

1 291 

111 

11 819 

967 

6 841 

3 445 

—2500 

7 804 

1 301 

8 577 

1 492 

964 

39,3 49,5 

36,7 41,6 

9 040 

1 126 

5 273 

2 455 
—2438 

7 243 

1 419 

8 426 

1 467 

1 231 

3 745 

351 

1 844 

1 175 

—1077 

2 427 

620 

4 051 

675 

1 679 

56,1 61,0 

46,0 42,7 

1) Erstes Halbjahr. — 21 Anteil am gesamten Export bzw. Import. 

Quellen: Ukrainian-European Policy and Legal Advice Center, Ukrainian Economic Trends, September 1999. 

höht werden, beispielsweise durch Zuzug von Mana-

gern." 

Aus diesen Gründen wäre es überraschend, wenn sich 

unter Wettbewerbsbedingungen eine Produktion, die be-

sonders energie- und kapitalintensiv ist, entwickeln würde. 

Vielmehr könnte erwartet werden, dass sich ein strukturel-

ler Wandel von energieintensiver zu arbeits- und wissens-

intensiver Produktion sowie zur Agrarproduktion 75 ergibt. 

Beim Vergleich der Faktorausstattung der Ukraine mit 

der strukturellen Entwicklung fällt aber auf, dass die be-

sonders energieintensiven Industriebereiche (Stahl und 

Metalle) ihren Anteil an den Exporten und an der Indu-

strieproduktion tendenziell gesteigert haben und die mit 

großem Abstand bedeutendsten Produktionszweige 

sind. Die Tatsache, dass ukrainische Unternehmen ins-

besondere der energieintensiven Industrien Stahl, Metal-

le und Chemie in vielen Ländern seit mehreren Jahren 

unter dem Verdacht des „Dumpings" stehen, ihre Kosten-

struktur nicht überzeugend erläutern konnten und des-

halb Strafzölle verhängt wurden, kann darauf hindeuten, 

dass die Wettbewerbsfähigkeit dieser Exportgüter nicht 

nur auf Lohnvorteilen und ihrer Arbeitsintensität, son-

dern auch auf Subventionen beruht. Beispielsweise er-

hielt der größte ukrainische Stahlproduzent, der einen 

Anteil von ungefähr 25% an der gesamten Stahlproduk-

tion hat, im Jahre 1999 hohe Steuerstundungen. Gleich-

zeitig sind die Zahlungsrückstände insbesondere in der 

Stahl- und Metallerzeugung gegenüber Energielieferan-

ten beträchtlich. 

Ebenso kann der relative Anstieg der heimischen 

Energieproduktion als problematisch angesehen werden, 

weil Kohle und Nuklearenergie subventioniert werden.t6 

Die Kohleproduktion genießt außerdem einen hohen Im-

portschutz. 

Aus dieser Sicht kann die Entwicklung der Struktur der 

Exporte und der Industrieproduktion unbefriedigend er-

14 Vgl. die Beispiele des deutschen Unternehmens Volkswagen, 
das durch Anwerbung eines US-Managers seine Profitabilität kurz-
fristig sehr deutlich verbesserte und Kasachstans, das insbeson-
dere für die Leitung einiger Großbetriebe Verträge mit ausländi-
schen Managern abschloss, die überwiegend zu Effizienzverbes-
serungen der Betriebe führten. 

15 Die Agrarpolitik der Europäischen Union behindert zwar das 

Wachstum der Agrarexporte anderer Länder, aber es gibt bedeu-
tende Produktnischen, für die keine Importbeschränkungen beste-
hen. Ein bekanntes Beispiel hierfür sind Ölsaaten. Diese Nischen 
könnten von der Ukraine genutzt werden. Es gilt außerdem, dass 
die Nachfrage am Weltmarkt nach Agrargütern und anderen Gü-
tern aus Sicht der Ukraine so groß ist, dass sie den jeweiligen Preis 
nicht beeinflussen kann, d. h. die Nachfrage ist aus Sicht der Ukrai-
ne unendlich groß. 

16 Die Subventionen an die Kohleindustrie betrugen 1999 nach 
offiziellen Angaben 1,2 % des BIP, sie werden aber auf über 2 % 
des BIP geschätzt. Die Nuklearenergieerzeugung erhält vor allem 
indirekte Subventionen, weil keine adäquaten Rückstellungen für 

die Entsorgung des Abfalls, für Notfälle und mögliche Abrisskosten 
gebildet werden. 
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scheinen, weil der Anteil der besonders energieintensiven 

Güter relativ zu den anderen Gütergruppen zunahm und 

der Anteil der Agrarerzeugnisse sank. Die Entwicklung 

der Importstruktur scheint ebenfalls keine deutlichen Ver-

besserungen zu zeigen. 

Eine weitere auffallende Besonderheit in der strukturel-

len Entwicklung ist die Dauerhaftigkeit des Handels- und 

Dienstleistungsbilanzdefizits mit GUS- und baltischen 

Ländern sowie des Handels- und Dienstleistungsbilanz-

überschusses mit sonstigen Ländern. Das Defizit mit 

GUS-Ländern resultiert aus den bisher wenig preiselasti-

schen Energieimporten. Da dieses Handelsdefizit seit der 

Abwertungskrise im August 1998 nicht mehr durch Kredi-

te und Abnahme der Devisenreserven finanziert werden 

kann, muss folglich der Handelsüberschuss mit Nicht-

GUS-Ländern, also überwiegend westlichen und asiati-

schen Ländern, steigen, so wie in Tabelle 7 ausgewiesen 

wird. Aber ein dauerhafter Handelsbilanzüberschuss der 

Ukraine gegenüber kapitalreicheren Ländern entspricht 

nicht der Erwartung an ein aufholendes Wachstum der 

Ukraine: Die kapitalreicheren Länder müssten die zur Ver-

besserung des ukrainischen Kapitalstocks erforderlichen 

Güter und Dienste liefern und bereit sein, sie durch Di-

rektinvestitionen und private Kredite zu finanzieren. Dies 

würde aber ein Handels- und Dienstleistungsbilanzdefizit 

mit diesen Ländern implizieren. 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass sich eine ein-

seitige Export- und Produktionsstruktur verfestigt hat. Bei 

einem Übergang zu Wettbewerbsbedingungen durch Um-

setzung wirtschaftspolitischer Reformen und Entzug von 

Subventionen wäre bei der gegebenen Faktorausstattung 

eine Diversifizierung der Produktions- und Exportstruktur 

zu erwarten. Insbesondere die beiden wichtigsten Export-

bereiche (Stahl und Metalle sowie Agrargüter) haben aber 

trotz der Subventionen eine sehr hohe und noch weiter 

zunehmende Verschuldung, und ihr Konzentrationsgrad 

ist hoch. Sie stellen gegenüber der Wirtschaftspolitik eine 

mächtige Interessengruppe dar. 

Ausblick 

Bis zum Regierungswechsel Ende 1999 wurden zentra-

le strategische wirtschaftspolitische Ziele nicht erkannt, 

so eine reduzierte und zugleich transparente Subventi-
onspolitik, die Entflechtung und Privatisierung auch gro-

ßer Unternehmen, die Notwendigkeit offener Grenzen für 

den Handel mit Waren und Dienstleistungen, die Integra-

tion in die Welthandelsorganisation, die Verbreiterung der 

Steuerbasis und der Abbau der Staatsinterventionen. Die 

dadurch bewirkte Verschlechterung der Vermögensbilan-

zen des Unternehmenssektors und des Staates hat zu ei-

ner hohen Verletzlichkeit der ukrainischen Währung ge-

führt, die den Erfolg der Inflationsbekämpfung überdeckt. 

Der ukrainische Regierungswechsel Ende 1999 hat zu ei-

ner deutlichen Verbesserung des Vertrauens in die Um-

setzung von Reformen geführt. Bereits im Dezember 

1999 wurden Anweisungen der neuen Regierung veröf-

fentlicht, die wegweisend sein können: Beispielsweise 

wurden einige Branchenministerien in das Wirtschaftsmi-

nisterium integriert, gegenseitige Verrechnungen der 

Staatsbudgets mit Steuersubjekten wurden untersagt, 

und der private Energieverbrauch soll rückwirkend von 

Januar 2000 an der Umsatzsteuer unterworfen werden. 

Eine starke Anhebung der durchschnittlichen Laufzeit der 

Auslandsschuld durch Umstrukturierung der Schulden ist 

wahrscheinlich. 

Auch der im Januar vorgelegte Haushalt für das Jahr 

2000 weist einige positive Änderungen auf, etwa die be-

absichtigte Umschichtung innerhalb der geplanten Sub-

ventionen an die Kohleindustrie von Erhaltungssubventio-

nen zu Beihilfen für Umstrukturierungen. Allerdings ste-

hen diesen Ankündigungen auch einige Widersprüche 

und Zweifel entgegen. So sieht der Budgetentwurf gegen-

seitige Verrechnungen mit Steuersubjekten vor; er basiert 

auf der Annahme einer hohen realen Aufwertung der 

Währung und sehr optimistischen Prognosen für das rea-

le Wachstum und einzelne Staatseinnahmen. Möglicher-

weise werden Fehler wiederholt. 

Auch dann, wenn die weiteren notwendigen Korrektu-

ren des Budgets und strukturelle Reformen energischer 
als bisher eingeleitet würden, wären kurz- und mittelfristig 

Friktionen unvermeidlich, weil die Bereinigung der aufge-

bauten hohen Ungleichgewichte im Unternehmenssektor 

eine starke Belastung des Staates als wichtigstem Eigen-

tümer, der Kreditgeber und der betroffenen Beschäftigten 

impliziert. 

Wochenbericht des DIW 4-512000 53 



Primärenergieverbrauch im Jahre 19991 rückläufig 

Der Primärenergieverbrauch ist im Jahre 1999 in Deutschland gegenüber dem Vorjahr gesunken, und 

zwar um 1,8 % auf knapp 485 Mill. t SKE. Dies ist zu erheblichen Teilen darauf zurückzuführen, dass 1999 

ein wesentlich wärmeres Jahr war als 1998. Außerdem haben die höheren Energiepreise, insbesondere 

bei den Mineralölprodukten, wohl einen deutlichen Abbau der (statistisch nicht erfassten) Verbraucherbe-

stände vor allem beim leichten Heizöl bewirkt. Zugleich dürften sie aber auch Energieeinsparungen stimu-

liert haben. 

Bei einem gesamtwirtschaftlichen Wachstum2 von 1,4 % hat sich die Energieintensität der Volkswirt-

schaft — Temperatur und Bestandseffekte sind dabei nicht in die Rechnung eingegangen — abermals um 

3 % verringert. Unter Berücksichtigung dieser beiden Effekte wäre der Primärenergieverbrauch kaum nied-

riger ausgefallen; die gesamtwirtschaftliche Energieintensität wäre dann nur um 1,3 % und damit deutlich 

schwächer gesunken als im Durchschnitt der Jahre 1990 bis 1998 (- 1,8 %). 

Anders als der Primärenergieverbrauch hat der Bruttostromverbrauch noch geringfügig zugenommen 

(0,1 %); die gesamtwirtschaftliche Stromintensität ist indes weiter zurückgegangen (-1,2 %). Bei einer ins-

gesamt leicht gesunkenen Bruttostromerzeugung (0,2 %) stieg der Beitrag der Kernenergie aufgrund einer 

höheren Auslastung der Kernkraftwerke auf knapp 31 %. Deutlich nahm auch die Stromerzeugung in Erd-

gaskraftwerken zu. Besonders stark expandierte die Stromerzeugung in Windkraftanlagen, die 1999 mit 

etwa 5,2 Mrd. kWh oder mit 0,9 % zur gesamten Stromerzeugung beitrug. 

Anders als bei der elektrischen Energie, bei der es im Zuge der Liberalisierung zumindest bei den Son-

derabnehmern zu einem starken Preisrückgang gekommen ist, legten die Preise vor allem für Mineralöl-

produkte kräftig zu. So stieg der Grenzübergangswert der deutschen Rohölimporte von knapp 140 DM/t 

im Januar 1999 um mehr als das Doppelte auf gut 330 DM/t im November des Jahres. 

Primärenergieverbrauch insgesamt 

Der Primärenergieverbrauch in der Bundesrepublik 

Deutschland betrug nach ersten Berechnungen der Ar-

beitsgemeinschaft Energiebilanzen im Jahre 1999 fast 

485 Mill. t SKE, das waren 8,7 Mill. t SKE oder 1,8 % we-

niger als im Vorjahr (Tabelle 1). Dieser Rückgang ist al-
lerdings zu etwa zwei Dritteln auf Witterungseinflüsse zu-

rückzuführen: Gemessen an den Gradtagen3 war das Kli-

ma 1999 um gut 5 % wärmer als 1998. Da ein großer Teil 

des Energieverbrauchs unmittelbar von den Außentem-

peraturen abhängig ist, schlägt sich der Temperaturein-

fluss in hohem Maße auch in den Veränderungen des ge-

samten Primärenergieverbrauchs nieder. Im Unterschied 

zu den Ursprungswerten wäre der Primärenergiever-

brauch in Deutschland ohne den Temperatureffekt nach 

überschlägigen Schätzungen aber immer noch gesun-

ken, und zwar um 0,5 %.4 Berücksichtigt man weiterhin, 

dass es bei den statistisch allerdings nicht erfassten Ver-

braucherbeständen angesichts der kräftig gestiegenen 

Ölpreise insbesondere beim leichten Heizöl zu einem 

deutlichen Vorratsabbau gekommen ist, so ergibt sich für 

1999 ein gegenüber dem Vorjahr kaum veränderter Pri-

märenergieverbrauch. 

Der Temperatureinfluss wirkte sich bei den einzelnen 

Energieträgern unterschiedlich aus (Abbildung 1). Beson-

ders stark beeinflusst wurden das Erdgas und das Mine-

ralöl (speziell das leichte Heizöl): So war der Erdgasver-

brauch im Jahre 1999 effektiv nur um 0,5% höher als im 

Vorjahr, temperaturbereinigt wäre es indes zu einem An-

stieg um reichlich 3% gekommen. Beim Mineralöl steht 

einem effektiven Rückgang um 3,3 % temperaturbereinigt 

eine Reduktion um 2,0% gegenüber; unter Berücksichti-

gung der Lagerbestandsveränderungen hätte die Ver-

brauchsminderung wohl nur rund 1 % betragen. 

Im vergangenen Jahr hat sich die Zusammensetzung 

des Primärenergieverbrauchs nach Energieträgern in 

1 Der hier vorgelegte Wochenbericht entstand in Zusammenar-
beit mit der Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen und deren Mit-
glieder (Bundesverband der deutschen Gas- und Wasserwirt-
schaft, Deutscher Braunkohlen-Industrie-Verein, Gesamtverband 
des deutschen Steinkohlenbergbaus, Mineralölwirtschaftsver-
band, Vereinigung Deutscher Elektrizitätswerke, Deutsches Insti-
tut für Wirtschaftsforschung, Energiewirtschaftliches Institut an der 
Universität Köln, Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschafts-
forschung). 

2 In diesem Bericht werden gesamtwirtschaftliche Daten nach 
dem Europäischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnun-
gen (ESVG 1995) auf der Preisbasis 1995 verwendet. 

3 Die Gradtage sind ein Maß für die temperaturbedingten Witte-
rungseinflüsse. Sie sind definiert als Summe über die Differenzen 
zwischen einer festgelegten Raumtemperatur und dem Tagesmit-
tel der (Außen-) Lufttemperatur. 

4 Zur Temperaturbereinigung des Energieverbrauchs vgl. 
Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung: Energienachfrage in 
Deutschland in Abhängigkeit von Temperaturschwankungen und 
saisonalen Sondereffekten. Gutachten im Auftrage des Bun-
desministers für Wirtschaft. Bearbeitet von Hans-Joachim Zie-
sing unter Mitarbeit von Jochen Diekmann. Berlin, September 
1995. 

54 Wochenbericht des DIW 4-512000 



Tabelle 1 
Primärenergieverbrauch in Deutschland in den Jahren 1998 und 1999 

Verbrauch 

1998 1999'> 1998 1999 1) 
Veränderungen 

Anteile 

1998 1999 1) 

Mill. t SKE Petajou e2) (PJ) Mill. t SKE Pi 

Mineralöle 

Erdgas 
Steinkohlen 
Braunkohlen 
Kernenergie 
Wasser- und Windkraft 
Außenhandelssaldo Strom 
Sonstige Energieträger 
Insgesamt 

197,1 
102,8 
69,5 
51,6 
60,2 
2,7 

-0,1 
9,4 

493,2 

190,6 
103,3 
65,0 
50,1 
63,2 
3,1 
0,1 
9,1 

484,5 

5 777 5 586 
3013 3028 
2037 1905 
1 512 1468 
1 764 1 852 

79 91 
-3 3 
275 267 

14 454 14 200 

-6,5 -191 -3,3 
0,5 15 0,5 
-4,5 -132 -6,5 
-1,5 -44 -2,9 
3,0 88 5,0 
0,4 12 14,8 
0,2 6 -
-0,3 -8 3,2 
-8,7 -254 -1,8 

40,0 
20,8 
14,1 
10,5 
12,2 
0,5 
0,0 
1,9 

100,0 

39,4 
21,3 
13,4 
10,3 
13,1 
0,6 
0,0 
1,9 

100,0 

') Schätzung. - 2) 1 Mill. t SKE entsprechen 29,3 PJ ( Petajoule). 

Quelle: AG Energiebilanzen. 
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Quellen: AG Energiebilanzen; Deutscher Wetterdienst; Berechnungen des DIW. 
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Deutschland nur wenig verändert. Nach wie vor ist das 

Mineralöl mit einem Anteil von fast zwei Fünfteln der mit 

Abstand wichtigste Primärenergieträger. Es folgen Erdgas 

mit reichlich einem Fünftel, Steinkohlen (13,4%), Kern-

energie (13,1 %) und Braunkohlen (10,3%). Erneuerbare 

Energieträger spielen mit einem Anteil von nur wenig 

mehr als 2% am Primärenergieverbrauch nach wie vor 

eine untergeordnete Rolle.5 

Gemessen an seinen Ursprungswerten haben sich 

auch im vergangenen Jahr der Primärenergieverbrauch 

und das gesamtwirtschaftliche Wachstum gegenläufig 

entwickelt. Bei einem Anstieg des realen Bruttoinlands-

produktes um 1,4 % ist die gesamtwirtschaftliche Energie-

intensität6 im Jahre 1999 um gut 3 % gesunken; tempera-

turbereinigt wären es 1,8 % gewesen. Im Vergleich zu den 

Vorjahren — von 1990 bis 1998 war die Energieintensität 

temperaturbereinigt jahresdurchschnittlich um 2% zu-

rückgegangen — hat sich der Rückgang also etwas ab-

geschwächt (Abbildung 2). Insgesamt war die Energie-

intensität im Jahre 1999 temperaturbereinigt um 16,5% 

Abbildung 2 

niedriger als 1990: In diesem Zeitraum stand einem An-

stieg des realen Bruttoinlandsproduktes von gut 14% ein 

um knapp 5 % geringerer Primärenergieverbrauch gegen-

über. 

Die Primärenergiegewinnung im Inland hat sich weiter 

vermindert: 1999 ging sie um knapp 1 %, auf etwa 

129 Mill. t SKE, zurück (Tabelle 2). Bezogen auf den Pri-

märenergieverbrauch ist damit der Anteil der inländi-

schen Energiegewinnung aber leicht gestiegen (von 

26,4% auf 26,7%). Bedeutendste inländische Energie-

träger blieben die Braunkohlen (38%) und Steinkohlen 

(31 %). Es folgten die Naturgase mit einem Anteil von 

5 Hierbei ist zu berücksichtigen, dass diese erneuerbaren Ener-
gieträger in den Energiebilanzen von 1995 an mit der international 
üblichen Wirkungsgradmethode bewertet werden; gegenüber dem 
früher in Deutschland gebräuchlichen Substitutionsansatz führt 
dies zu einem niedrigeren Beitrag zum Primärenergieverbrauch. 

6 Die gesamtwirtschaftliche Energieintensität ist hier definiert 
als das Verhältnis von Primärenergieverbrauch zum realen Brutto-
inlandsprodukt. 

Entwicklung des Primärenergieverbrauchs und der gesamtwirtschaftlichen 
Energieintensität') in Deutschland von 1990 bis 1999 
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Quellen: AG Energiebilanzen; Statistisches Bundesamt; Deutscher Wetterdienst; Berechnungen des DIW. 
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Tabelle 2 

Primärenergiegewinnung in Deutschland in den Jahren 1998 und 1999 

Gewinnung 

1998 1999') 
Veränderungen 

Anteile 

1998 1999) 

Mill. t SKE Mill. t SKE 

Mineralöle 

Naturgase 
dar.: Erdgas, Erdölgas 

Steinkohlen 

Braunkohlen 

Wasser- und Windkraft 

dar.: Wasserkraft 

Sonstige 

Insgesamt 

4,2 

22,5 

21,5 

41,9 

50,6 

2,7 

2,1 

8,4 

130,3 

4,0 

24,0 

23,0 

40,5 

49,5 

3,1 

2,5 

8,1 

129,2 

-0,2 

1,5 

1,5 

-1,4 

-1,1 

0,4 

0,4 

-0,3 

-1,1 

-4,8 

6,7 

7,0 

-3,3 

-2,2 

14,8 

19,0 

-3,6 

-0,8 

3,2 

17,3 

16,5 

32,2 

38,8 

2,1 

1,6 

6,4 

100,0 

3,1 

18,6 

17,8 

31,3 

38,3 

2,4 

1,9 

6,3 

100,0 

1) Schätzung. 

Quelle: AG Energiebilanzen. 

fast 19%. Die Inlandsgewinnung bei den übrigen Ener-

gieträgern blieb dagegen von untergeordneter Bedeu-

tung. 

Mineralöl 

Der gesamte Mineralölverbrauch betrug im Jahre 1999 
rund 134 Mill. t7; er war damit um 3,4 Mill. t oder um 3,3 % 

niedriger als 1998 (Tabelle 3). Dieser Rückgang ist in ers-

ter Linie eine Folge der milden Witterung sowie der Ein-

spar- und Substitutionseffekte; der Absatz von leichtem 

Heizöl ist um beinahe 5 Mill. t oder gut 14% gesunken. 

Stark rückläufig war auch der Verbrauch von schwerem 

Heizöl (-11,5 %), von Flüssiggas (-8,8 %) sowie von Roh-

benzin (-2,9%), 

Der Absatz von Ottokraftstoffen blieb wiederum nahezu 

unverändert, obwohl sich der Bestand von Pkw mit Otto-

motoren um rund 0,8 Mill. Einheiten erhöht hatte. Dies 

dürfte u, a. eine Folge von niedrigeren durchschnittlichen 

Fahrleistungen und sparsameren Fahrzeugen gewesen 

sein. Dagegen nahm der Absatz von Dieselkraftstoff infol-

ge höherer Güterverkehrsleistungen um gut 5% zu. Mit 
nahezu 6 % expandierte der Verbrauch von Flugkraftstof-

fen wiederum besonders kräftig. 

Im Vergleich zum gesamten Mineralölverbrauch ging 

der Rohöleinsatz in inländischen Raffinerien im Jahre 

1999 mit etwa 2 % langsamer zurück. Die Raffineriekapa-

zität, die 1999 um 3,2 Mill. t auf 111,3 Mill. t erweitert wor-

den war, wurde zu 95% ausgelastet. Am Mineralölauf-

kommen insgesamt war die Erzeugung in inländischen 

Raffinerien mit 89% ( 1998: 88%) beteiligt. Während die 

Einfuhren von Mineralölprodukten deutlich zurückgingen 

nahmen die Ausfuhren um etwa ein Zehntel zu, 

so dass der Einfuhrsaldo von Produkten um reichlich 

6 Mill, t (-21 %) abnahm. 

Mit einem Rückgang von 6% sanken die Rohölimporte 

stärker als der Rohöleinsatz in den Raffinerien. Vom 

Rückgang waren vor allem die Lieferländer Großbritan-

nien, Saudi-Arabien, Iran, Algerien, Nigeria, Kuweit und 

Norwegen betroffen.$ Dagegen wurden die Bezüge aus 

Libyen, aus dem Irak und aus Syrien erhöht. Mit einem 

Anteil an den Rohölimporten9 von rund 26% blieb Russ-

land auch 1999 der größte Öllieferant; es folgten Norwe-

gen ( 19,8%), Libyen ( 13,8%) und Großbritannien 

(13,8%). 

Im Jahre 1999 sind die Ölpreise erheblich in Bewegung 

geraten. Nachdem der Weltmarktpreis für Rohöl (Sorte 

Brent, Nordsee) von durchschnittlich 19,30 US-$/barrel 

im Jahre 1997 um reichlich ein Drittel auf nur noch 

12,70 US-$/barrel im Jahre 1998 gefallen war, kam es seit 

Februar 1999 im Gefolge der OPEC-Beschlüsse zu einem 
drastischen Anstieg bis auf 23 US-$/barrel im Dezember 

1999. Unterstützt durch einen starken US-Dollar stiegen 
die Grenzübergangswerte der deutschen Rohölimporte 

noch kräftiger, und zwar von knapp 140 DM/t im Januar 
1999 um mehr als das Doppelte auf gut 330 DM/t im No-

vember des Jahres (Abbildung 3). Bei einer Bewertung 

7 Bei den Mineralöldaten handelt es sich um metrische Tonnen. 
Sie enthalten auch die - statistisch nicht erfassten - Lagerbe-
standsänderungen beim leichten Heizöl im Sektor der Haushalte 

und Kleinverbraucher. 

8 Der Versorgungsbeitrag der inländischen Ölförderung spielt 
mit weniger als 3 Mill. t oder etwa 4 Mill. t SKE nur eine untergeord-

nete Rolle (Tabelle 2). 

9 Die folgenden Angaben über die Herkunftsstruktur der Rohöl-
importe beziehen sich auf den Zeitraum von Januar bis Oktober 

1999. 
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Tabelle 3 

Verbrauch und Aufkommen von Mineralöl in Deutschland in den Jahren 1998 und 1999 

1998 19991 

Mill. t 

Veränderung 
in °/ 

Verbrauch insgesamt 
Eigenverbrauch und Verluste 2) 
Inlandsverbrauch 
dav.: Ottokraftstoff 

Dieselkraftstoff 
Flugkraftstoffe 
Heizöl, leicht 
Heizöl, schwer und andere schwere Rückstände 
Rohbenzin 
Flüssiggas 
Schmierstoffe 
Sonstige Produkte 
Recycling 

Raffinerieerzeugung 
aus: Rohöleinsatz 

Produkteneinsatz 
Außenhandel (Saldo) 

Einfuhr 
Ausfuhr 

Ausgleich [Saldo (Bunker, Differenzen)] 
Aufkommen insgesamt 
Primärenergieverbrauch ( Mill. t SKE) 

134,8 
7,3 

127,5 
30,3 
27,1 
6,4 

34,6 
7,8 

16,0 
2,9 
1,1 
6,1 

-4,8 

118,3 
108,3 
10,0 
29,5 
44,7 
15,2 

-13,0 
134,8 
197,1 

Verbrauch 

130,4 
7,2 

123,0 
30,2 
28,5 
6,8 

29,7 
6,9 

15,5 
2,6 
1,1 
6,3 

-4,6 

Aufkommen 

116,0 
106,0 
10,0 
23,3 
40,0 
16,7 
-8,9 
130,4 
190,6 

-3,3 
-1,4 
-3,5 
-0,3 
5,2 
5,6 

-14,1 
-11,5 
-2,9 
-8,8 
0,0 
3,3 

-4,2 

-1,9 
-2,1 
0,0 

-21,0 
-10,5 

9,9 

-3,3 
-3,3 

Abweichungen in den Summen durch Rundungen. 

'> Vorläufige Angaben, z.T. geschätzt. - 2> Einschließlich Bestandsveränderungen. 

Quelle: Mineralölwirtschaftsverband. 

dieser Entwicklung ist freilich zu bedenken, dass die Roh-

öleinfuhrpreise damit noch deutlich unter dem Niveau 

blieben, das in der ersten Hälfte der achtziger Jahre zu 

verzeichnen war (Abbildung 4). 

Die Veränderungen der Rohöleinfuhrpreise schlugen 

sich 1999 in den inländischen Verbraucherpreisen stärker 

nieder als die erste Stufe der ökologischen Steuerreform 

zum 1. April 1999. Insgesamt waren im Dezember 1999 

die Endverbraucherpreise für Benzin (Super bleifrei) im 

Durchschnitt um 29 Pf/1 ( 18,8%), die Preise für Diesel-

kraftstoff um 35 Pf/1 (32%) und die Preise für leichtes 

Heizöl um knapp 26 Pf/1 (rund 65 %) höher als im Januar 

1999 (Abbildung 5). 

Erdgas 

Die Wirkungen der milden Witterung waren 1999 be-

sonders deutlich beim Erdgas zu spüren, dessen Ver-

brauch nur um 0,5% auf 103,3 Mill. t SKE stieg (Tabel-

le 4). Bei Normaltemperaturen wäre der Erdgasverbrauch 

1999 um etwa 31/2 Mill. t SKE oder um gut 3 % höher aus-

gefallen. Gegenüber dem tatsächlichen Verbrauch im Jah-

re 1998 hätte der temperaturbereinigte Wert für 1999 so-

gar größenordnungsmäßig um 7 Mill. t SKE zugelegt. 

Die Verbrauchstendenzen in den Hauptsektoren für 

Deutschland stellen sich insgesamt wie folgt dar: 

- Bei den privaten Haushalten sowie bei den Gewerbe-

und Dienstleistungsunternehmen veränderte sich der 

Erdgasverbrauch gegenüber dem Vorjahr kaum. Wie 

schon 1998 stand den temperaturbedingten Ver-

brauchsminderungen ein fortgesetzter Bestandszu-

wachs an Erdgasheizungen gegenüber. Ende 1999 

waren nach ersten Schätzungen rund 15,9 Mill. Woh-

nungen, also etwa 43% des Wohnungsbestandes, mit 

Erdgasheizungen ausgestattet. Das entspricht einem 

Nettozugang von rund 0,64 Mill. Wohnungen; im Vor-

jahr waren es 0,67 Mill. Wohnungen. Bei Neubauwoh-

nungen hatte die Erdgasheizung einen Marktanteil von 

75% ( 1998: 73%). 

- In der Industrie und bei den Kraftwerken wurde 1999 

verstärkt Erdgas eingesetzt. So stieg der Erdgasver-

brauch im produzierenden Gewerbe - auch konjunk-

turbedingt - um rund 2%. Die Stromerzeugung auf 

Basis Erdgas konnte wiederum deutlich zulegen 

(+5%); der Anteil des Erdgases an der gesamten 

Stromerzeugung stieg damit auf knapp 10 %. 

Insgesamt hat sich die sektorale Struktur der Erdgas-

verwendung im vergangenen Jahr kaum verschoben: Auf 
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Abbildung 3 

Entwicklung der Grenzübergangswerte für den Import von Rohöl, Erdgas 
und Drittlandskohle (Kraftwerke) von Januar 1998 bis November 1999 
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Tabelle 4 

Erdgasaufkommen und -verwendung 

in Deutschland in den Jahren 1998 und 1999 

Einheit 1998 19991 Veränderungen in % 

Inländische Förderung 
Einfuhr 

Summe Erdgasaufkommen 

Ausfuhr 

Speichersaldo2) 
Verbrauch 

Inländische Förderung 
Russland 

Norwegen 

Niederlande 

Großbritannien / Dänemark 

Mrd. kWh 
Mrd. kWh 

Mrd. kWh 

Mrd. kWh 

Mrd. kWh 

Mrd. kWh 
Mill. t SKE 

194,3 
772,6 

966,9 

48,7 

8,8 

927,0 
102,8 

207,7 
802,8 

1010,5 

52,3 

—26,2 

932,0 
103,3 

Struktur des Erdgasaufkommens nach Herkunft 

20 
35 

20 

22 

3 

21 
35 

20 

19 

5 

6,9 
3,9 

4,5 

7,4 

0,5 
0,5 

Abweichungen in den Summen durc 

1) Vorläufige Angaben, z. T. geschätzt 

Quellen: Bundesverband der deutsch 

h Rundungen. 

—2) Minus = Injektion. 

en Gas- und Wasserwirtschaft e.V.; Verbundnetz Gas AG; Ruhrgas AG. 



Abbildung 4 

Entwicklung der Grenzübergangswerte für den Import von Rohöl 
von 1973 bis November 1999 
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die privaten Haushalte sowie die Gewerbe- und Dienst-

leistungsunternehmen entfiel 1998 — wie zuvor — fast 

die Hälfte (47%) des gesamten Erdgasverbrauchs. 

Das Erdgasaufkommen, das sich insgesamt um 5% er-

höht hat, stammte zu 21 % aus inländischer Förderung 

und zu 79% aus Einfuhren. Wichtigstes Lieferland blieb 

Russland mit einem gegenüber dem Vorjahr unveränder-

ten Anteil am Erdgasaufkommen (35 %). Es folgte Norwe-

gen mit rund 20%, das damit die Niederlande, die mit 

19 % (1998: 22 %) beteiligt waren, vom zweiten Platz ver-

drängte. Aufgrund der höheren Einfuhren aus Großbritan-

nien nahm der Beitrag der übrigen Länder zum Erdgas-

aufkommen auf 5% zu. 

Mit zeitlicher Verzögerung zum Rohöl stiegen seit Mitte 

1999 auch die Preise für Erdgasimporte. Im Oktober 1999 

lagen sie um rund ein Fünftel über den Preisen zu Beginn 

des Jahres und um gut 30% über denen im April 1999. 

Allerdings war der Preisschub wesentlich schwächer als 

beim Öl (Abbildung 3). 

Steinkohlen 

Der gesamte Steinkohlenverbrauch ist im Jahre 1999 

um 6,5% auf 65 Mill. t SKE gesunken. Maßgeblich dafür 

waren der Rückgang um 3 Mill. t SKE auf 48 Mill. t SKE 

beim Einsatz zur Strom- und Wärmeerzeugung in Kraft-

werken sowie der gesunkene Kokskohle- und Koksver-

brauch in der Stahlindustrie, in der mit rund 42 Mill. t etwa 

4,5 % weniger Stahl als 1998 produziert worden ist. In den 

übrigen Bereichen (insbesondere im Wärmemarkt) hielt 

der strukturelle Rückgang des Steinkohlenverbrauchs an 

(Tabelle 5). 

Wie schon in den Vorjahren entwickelte sich der Einsatz 

von Inlandskohle und der von Importkohle gegenläufig. 

Während die Einfuhren von Steinkohlen und Koks 1999 

leicht, um 2,4%, zunahmen, verminderte sich der Ge-

samtabsatz aus dem inländischen Aufkommen um fast 

4%. Dieser Rückgang wurde vor allem durch eine gerin-

gere Lieferung an die Stahlindustrie (-2,4 Mill. t SKE) und 

die Kraftwirtschaft (-1,2 Mill. t) hervorgerufen. 

60 Wochenbericht des D1W 4-5/2000 



Abbildung 5 

Entwicklung der Preise für Kraftstoffe und leichtes Heizöl 
in Deutschland im Jahre 1999 
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Tabelle 5 

Aufkommen und Verwendung von Steinkohlen in Deutschland 

in den Jahren 1998 und 1999 

Einheit 1998 1999 11 Veränd.in % 

Steinkohlenförderung 

Kokserzeugung insgesamt 

Zechenkokereien 

Hüttenkokereien 
Gesamtabsatz aus inländ. Aufkommen 3)4) 

Kraftwerke 

Stahlindustrie 

Inland 

Übrige EU 

Übrige Sektoren im Inland 

Sonstige Ausfuhren 

Einfuhr von Steinkohlen und Koks 
nachrichtlich: 

Beschäftigte insgesamt (Jahresende) 

Leistung unter Tage je Schicht und Mann 

Mill. t v.F•1 
Mill. t SKE 

Mill. t 

Mill. t 

Mill. t 

Mill. t SKE 

Mill. t SKE 

Mill. t SKE 

Mill. t SKE 

Mill. t SKE 

Mill. t SKE 

Mill. t SKE 

Mill. t SKE 

1000 

kg V.F. Z1 

40,7 39,2 
41,9 40,5 

10,3 8,6 

4,8 3,4 
5,6 5,2 

45,5 41,6 
32,0 30,8 

11,8 9,4 

11,8 9,4 
0,0 0,0 

1,3 1,0 

0,4 0,4 

24,5 25,1 

71,8 66,5 

5819 6230 

-3,5 
-3,5 

-16,5 

-29,2 
-7,1 

-8,6 

-3,8 

-20,3 

-20,3 

-23,1 

0,0 

2,4 

-7,5 

7,1 

Abweichungen in den Summen durch Rundungen. 

') Vorläufige Angaben, z.T. geschätzt. - Z) v. F, = verwertbare Förderung. - 3) Koks in Kohle umgerechnet. - 41 Einsc 

Quelle: Statistik der Kohlenwirtschaft e.V. 

hließlich Zukäufe. 

Wochenbericht des DIW 4-512000 
61 



Im Zuge des für den Zeitraum von 1997 bis 2005 ver-

einbarten Anpassungsprozesses hat der deutsche Stein-

kohlenbergbau seine Förderung weiter eingeschränkt, 

und zwar um 1,4 Mill. t SKE oder um 3,5 % auf 40,5 Mill. t 

SKE. Damit einher ging ein weiterer Belegschaftsrück-

gang: Die Zahl der Beschäftigten war Ende 1999 mit 

knapp 66 500 Personen um 5 300 Personen oder um 

7,5% niedriger als Ende 1998. 70 Gleichzeitig nahm die 

bergbauliche Produktivität - ausgedrückt als Leistung 

verwertbarer Förderung je Mann und Schicht unter Tage 

- im Jahre 1999 zu, um reichlich 7% auf 6 230 kg ( 1998: 

5819 kg). 

Anders als die Importpreise für Rohöl und Erdgas ha-

ben sich die Preise für Steinkohlenimporte (Drittlandskoh-

le, Kraftwerke) im vergangenen Jahr nur wenig verändert: 

Tabelle 6 

Von Januar bis November 1999 bewegten sie sich in einer 

Bandbreite von lediglich 65 bis 69 DM/t SKE (Abbil-

dung 3). 

Braunkohlen 

Mit rund 50 Mill. t SKE war der Braunkohlenverbrauch im 

Jahre 1999 um knapp 3 % niedriger als im Vorjahr. Insge-

samt wurden in Deutschland gut 161 Mill. t Braunkohlen 

gefördert; das waren fast 5 Mill. t oder rund 3 % weniger als 

1998 (Tabelle 6). Dabei hat die Braunkohlenförderung 

10 Einschließlich der unter Tage beschäftigten Mitarbeiter von 
Spezialfirmen ging die Zahl der Beschäftigten um 5 800 auf 70 900 
zurück. 

Aufkommen und Verwendung von Braunkohlen in Deutschland in den Jahren 1998 und 1999 

Einheit 1998 1999') Veränd. in % 

Rheinland 
Helmstedt 
Hessen 
Bayern 
Lausitz 
Mitteldeutschland 
Förderung insgesamt 

Absatz insgesamt 
Absatz an öffentliche Kraftwerke 
Absatz an sonstige Abnehmer 

Einsatz zur Veredlung 
Einsatz in Grubenkraftwerken 
Bestandsveränderung 
Verwendung insgesamt 

Brikett 
Staub 
Trockenbraunkohle 
Wirbelschichtkohle 
Koks 

Einfuhr von Hartbraunkohle 
Braunkohlen 
Brikett 
Insgesamt 

Ausfuhr von Braunkohlen 
Brikett 
Staub 
Koks 
Insgesamt 

Einfuhrüberschuss 

Rohbraunkohlenförderung im Inland nach Revieren 

Mill. t 
Mill. t 
Mill. t 
Mill. t 
Mill. t 
Mill. t 
Mill. t 
Mill. t SKE 

Mill. t 
Mill. t 
Mill. t 
Mill. t 
Mill. t 
Mill. t 
Mill. t 

1000 t 
1000 t 
1000 t 
1000 t 
1000 t 

97,4 
4,3 
0,2 
0,1 

50,5 
13,6 

166,0 
50,6 

91,9 
4,3 
0,2 
0,1 

51,0 
13,8 

161,3 
49,5 

Verwendung inländischer Braunkohle 

149,1 
148,1 

1,0 
13,9 
3,1 

-0,1 
16,9 

146,0 
145,0 

1,0 
12,5 
2,5 
0,4 

15,4 

Veredlungsprodukte aus inländischer Förderung 

1000 t 
1000 t 
1000 t 
1000 t SKE 
1000 t 
1000 t 
1000 t 
1000 t 
1000 t SKE 
1000 t SKE 

2345 
2667 
2 

401 
185 

2061 
9 

187 
1176 
3 

206 
250 
17 

346 
830 

Außenhandel 

2072 
2525 
0 

465 
174 

2053 
0 

94 
1100 

1 
194 
225 
21 

322 
778 

-5,6 
0,9 
0,4 

-6,1 
1,1 
1,3 

-2,9 
-2,2 

-2,1 
-2,1 
-6,7 
-9,7 

-20,9 

-8,9 

-11,7 
-5,3 

16,0 
-6,1 

-0,4 

-50,0 
-6,5 

-49,8 
-5,7 

-10,1 
23,8 
-6,9 
-6,3 

Primärenergieverbrauch Mill. t SKE 51,6 50,1 -2,9 

Abweichungen in den Summen durch Rundungen. 

') Vorläufige Angaben, z.T. geschätzt. 

Quellen: Statistik der Kohlenwirtschaft e.V.; Deutscher Braunkohlen-Industrie-Verein e.V. 
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erstmals in der Lausitz (+ 1,1 %) und in Mitteldeutschland 

(+1,3 %) wieder zugenommen; insgesamt wurden 1999 in 

den neuen Bundesländern 64,8 Mill. t Braunkohle geför-

dert ( 1998: 64,1 Mill. t). Hier konnte ein weiterer Rückgang 

in der Briketterzeugung über einen erhöhten Absatz an die 

Kraftwerke mehr als ausgeglichen werden. In den Revie-

ren der alten Länder ist die Braunkohlenförderung dage-

gen 1999 gesunken, von 102 Mill. t im Jahre 1998 um 

5,5 Mill. t auf 96,5 Mill. t. Gründe hierfür lagen in erster Li-

nie in der geringeren Verfügbarkeit der Kraftwerke, die die 

Absatzmöglichkeiten eingeschränkt hat. 

Rund 90% der Braunkohlenförderung wurden 1999 in 

Kraftwerken der öffentlichen Versorgung zur Erzeugung 

von Strom und Fernwärme eingesetzt; gegenüber dem 

Vorjahr war der Einsatz von Braunkohle ( Rohkohle) in die-

sem Verwendungsbereich bundesweit um gut 3 Mill. t 

niedriger. Nachdem der Modernisierungsprozess inzwi-

schen weitgehend abgeschlossen ist, wird die Braunkoh-

le in den neuen Bundesländern vorwiegend in neuen, 

hocheffizienten Kraftwerken verstromt. Dagegen ist die 

Modernisierung im rheinischen Revier erst angelaufen. 

Die neuen Kraftwerke 

— Schkopau (Revier Mitteldeutschland) mit 1010 MW 

(Inbetriebnahme 1996), 

— Schwarze Pumpe (Revier Lausitz) mit 1600 MW (Inbe-

triebnahme 1997), 

— Lippendorf (Revier Mitteldeutschland) mit 1866 MW 

(Inbetriebnahme 1999/2000), 

— Boxberg (Revier Lausitz) mit 907 MW (Inbetriebnahme 

2000), 

— Niederaußem (Revier Rheinland) mit 1 012 MW (Inbe-

triebnahme 2002) sowie 

— Neurath (Revier Rheinland) mit 1000 MW (Inbetrieb-

nahme 2006) 

stehen in Tagebaunähe und sollen einen langfristig stabi-

len Absatz sichern. Auf mittlere Sicht wird für die neuen 

und alten Bundesländer mit einer Kraftwerkskapazität auf 

Braunkohlenbasis in einer Größenordnung von jeweils 

rund 10000 MW gerechnet. Damit wird die Elektrizitäts-

wirtschaft der größte Abnehmer von Braunkohlen bleiben. 

Weitaus stärker als der Einsatz von Braunkohlen zur 
Stromerzeugung ging derjenige zur Veredlung zurück 

(-9,7%). Dabei standen einer Zunahme der Erzeugung 

von Wirbelschichtkohle um 16% niedrigere Absatzzahlen 

beim Koks (-6,1 %) und Staub (-5,3%) gegenüber. Bei 

der Brikettherstellung setzte sich der strukturelle Anpas-

sungsprozess in den neuen Bundesländern, wenn auch 

gegenüber den Vorjahren deutlich abgeschwächt, fort 
(-11,7 %). 

In allen Revieren wurden weitere Maßnahmen zur Mo-

dernisierung und Strukturanpassung mit dem Ziel durch-

geführt, die Wettbewerbsfähigkeit der Braunkohle zu er-

halten. Im Zuge dieser Entwicklung wurde die Zahl der 

Beschäftigten abermals reduziert, und zwar um rund 

2 700 auf etwa 23 500. 

Elektrizitätswirtschaft 

Die Elektrizitätswirtschaft befindet sich spätestens seit 

dem Inkrafttreten des neuen Energiewirtschaftsgesetzes 

zum 29. April 1998 in einer Umbruchsituation. Dies kommt 

bisher allerdings weniger in den Daten zur Stromerzeu-

gung und zum Stromverbrauch zum Ausdruck, es schlägt 

sich aber außer in den teilweise tief greifenden unterneh-

mensstrukturellen Veränderungen vor allem in der Ent-

wicklung der Strompreise nieder. 

Die Bruttostromerzeugung ist 1999 um knapp 0,2% auf 

gut 552 Mrd. kWh gesunken (Tabelle 7). Vor allem wegen 

der besseren Auslastung der Anlagen erhöhte sich die 

Stromerzeugung aus Kernenergie um fast 5 %; damit er-

reichte sie wieder nahezu das Niveau von 1997. Deutlich 

geringer war dagegen die Stromerzeugung auf der Basis 

von Steinkohlen (-6%) und Braunkohlen (-3%). Die Er-

zeugung aus Erdgas stieg weiter, um reichlich 5%. Die 

Stromerzeugung in Windkraftanlagen expandierte wie-

derum kräftig. Dies ist — bei einem insgesamt eher un-

günstigen „Windjahr" — auf den hohen Zubau von Wind-

kraftanlagen zurückzuführen. Insgesamt dürften 1999 in 

Windkraftanlagen 5,2 Mrd. kWh erzeugt worden sein; das 

entsprach etwa 0,9% der gesamten Bruttostromerzeu-

gung in Deutschland. Damit steht die Windenergie nach 

der Wasserkraft, mit der 1999 mehr als 23 Mrd. kWh er-

zeugt worden sind, unter den erneuerbaren Energiequel-
len zur Stromerzeugung mit weitem Abstand an zweiter 

Stelle. 

Bedeutendster Energieträger für die Stromerzeugung 

war 1999 weiterhin die Kernenergie mit einem Anteil von 

knapp 31 %; es folgten die Steinkohlen mit 26% und die 

Braunkohlen mit reichlich 24%. Der Anteil des Erdgases 

zur Stromerzeugung belief sich auf beinahe 10%. Alle 

anderen Energieträger machten zusammen weniger als 

ein Zehntel der gesamten Stromerzeugung aus. 

Die Stromeinfuhren stiegen 1999 auf 40,5 Mrd. kWh 

(+5,7%), und die Ausfuhren nahmen um etwa 2% auf 
39,5 Mrd. kWh zu. Damit ergab sich erstmals seit 1995 

wieder ein Einfuhrüberschuss (1 Mrd. kWh). 

Der Bruttostromverbrauch blieb im Jahre 1999 nahezu 

unverändert bei 554 Mrd. kWh. Gemessen am Wachstum 

des realen Bruttoinlandsprodukts ist die gesamtwirt-

schaftliche Stromintensität weiter gesunken (1,2%). Der 

langfristige Trend einer sinkenden Stromintensität hat sich 

damit fortgesetzt. Im Vergleich zu 1990 wurde im vergan-
genen Jahr je Einheit realen Bruttoinlandsprodukts etwa 

12 % weniger Strom verbraucht (Abbildung 6). 
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Tabelle 7 

Bruttostromerzeugung in Deutschland von 1990 bis 1999 nach Energieträgern 

Wochenbericht d
e
s
 D
I
W
 4-5/2000 

Energieträger 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998' ) 1999' 1 

Wasserkraft 

Kernenergie 

Steinkohlen 

Braunkohlen 

Erdgas 

Heizöl 

Sonstige Energieträger 

Bruttostromerzeugung insgesamt 

Stromeinfuhr 

Stromausfuhr 

Stromimportsaldo 

Bruttostromverbrauch 

Veränderung gegenüber Vorjahr in % 

Wasserkraft 

Kernenergie 

Steinkohlen 

Braunkohlen 

Erdgas 

Heizöl 

Sonstige Energieträger 

Bruttostromerzeugung insgesamt 

Mrd. kWh 

19,7 18,5 21,1 21,4 22,5 24,2 21,7 20,9 21,2 23,5 

152,5 147,4 158,8 153,5 151,2 154,1 161,6 170,3 161,6 169,5 

149,8 141,9 146,2 144,6 147,1 152,7 143,1 153,4 144,0 

158,3 154,5 147,5 146,1 142,6 144,3 141,7 139,4 135,0 

377,7 36,3 33,0 32,8 36,1 41,1 45,6 48,0 50,8 53,5 

13,6 11,9 8,9 8,7 7,8 6,8 5,9 5,2 4,5 

15,5 15,9 15,4 17,6 18,0 17,6 19,8 21,8 22,5 

549,9 539,4 537,1 525,7 526,8 534,9 550,3 549,7 553,4 552,5 

31,9 30,4 28,4 33,6 35,9 39,7 37,4 38,0 38,3 40,5 

31,1 31,0 33,7 32,8 33,6 34,9 42,7 40,4 38,9 39,5 

0,8 -0,5 -5,3 0,8 2,3 4,8 -5,3 -2,3 -0,6 1,0 

550,7 538,9 531,8 526,5 529,1 539,7 545,0 547,4 552,8 553,5 

-2,2 -1,3 -1,0 0,5 2,0 1,0 0,4 1,0 0,1 

Struktur der Bruttostromerzeugung in % 

3,6 3,4 3,9 4,1 4,3 4,5 3,9 3,8 3,8 4,3 

27,7 27,3 29,6 29,2 28,7 28,8 29,4 31,0 29,2 30,7 

27,8 26,4 27,8 27,4 27,5 27,7 26,0 27,7 26,1 

29,3 28,8 28,1 27,7 26,7 26,2 25,8 25,2 24,4 

68,7 6,7 6,1 6,2 6,9 7,7 8,3 8,7 9,2 9,7 

2,5 2,2 1,7 1,7 1,5 1,2 1,1 0,9 0,8 

2,9 3,0 2,9 3,3 3,4 3,2 3,6 3,9 4,1 

100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Abweichungen in den Summen durch Rundungen. 

')Vorläufige Angaben, z. T. geschätzt. 

Quellen: Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie; Vereinigung deutscher Elektrizitätswerke e.V. - VDEW; Statistik der Kohlenwirtschaft e.V.; Berechnungen des DIW. 



Abbildung 6 

Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts, des Bruttostromverbrauchs 
und der gesamtwirtschaftlichen Stromintensität') in Deutschland 

von 1990 bis 1999 
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'i Bruttostromverbrauch je Einheit Bruttoinlandsprodukt (in Preisen von 1995). 

Quellen: AG Energiebilanzen; Statistisches Bundesamt; VDEW; Berechnungen des DIW. 
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Insgesamt bewegte sich der Bruttostromverbrauch in 

Deutschland 1999 nach wie vor etwa auf dem schon 1990 

erreichten Niveau (550 Mrd. kWh). Im Vergleich zum Tief-

punkt im Jahre 1993, als der Verbrauchsrückgang in Ost-

deutschland zum Stillstand gekommen war, ist der Brutto-

stromverbrauch insgesamt um gut 5 % oder jahresdurch-

schnittlich um 0,8% gestiegen. 

Mit der zunehmenden Liberalisierung auf dem Strom-

markt sind die Strompreise beträchtlich in Bewegung ge-

raten. Bisher profitierten davon vor allem die Sonderver-

tragskunden, bei denen es sich in erster Linie um große 

Stromverbraucher handelt. Danach waren die Stromprei-

se für diese Kundengruppe (gemessen am Index der Er-

zeugerpreise) im Oktober 1999 um rund 14% niedriger 

als im April 1998, wobei die stärksten Preissenkungen 

erst seit Mitte 1999 festzustellen sind. Bei den Haushal-
ten und im Bereich der Gewerbekunden sind seither 

ebenfalls, wenn auch nur wesentlich schwächere, Preis-

senkungstendenzen zu erkennen (Abbildung 7). Zunächst 

schlug sich bei diesen beiden Gruppen die zum 1. April 

1999 eingeführte Stromsteuer (2 Pf/kWh)" in einem ent-

sprechenden Strompreisanstieg nieder. Gegenüber Juni 
1999 sind die Strompreise dann aber bis Oktober 1999 

bei den Haushalten um 2,5% und bei den Gewerbekun-

den um 6,4% gefallen. 

Fazit 

Der Primärenergieverbrauch in Deutschland hat nach 

einem kräftigen Rückgang Anfang der neunziger Jahre 

11 Große Teile des produzierenden Gewerbes werden dagegen 
nach § 9 Absatz 3 des Stromsteuergesetzes vom 3. März 1999 mit 
einem deutlich ermäßigten Satz von 0,4 Pf/kWh belastet. 
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Abbildung 7 

Entwicklung der Strompreise von April 1998 bis Oktober 1999 
nach Abnehmergruppen 
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— zurückzuführen auf den Einbruch insbesondere bei 

den energieintensiven Branchen in den neuen Bundes-

ländern — im Großen und Ganzen stagniert. Der Rück-

gang des Primärenergieverbrauchs im Jahre 1999 um 

1,8% gegenüber dem Vorjahr überzeichnet die Entwick-

lung, da ein großer Teil der Verbrauchsminderung mit der 

wesentlich wärmeren Witterung zu erklären ist. Ein weite-

rer Teil kann auf den (geschätzten) Abbau der Verbrau-

cherbestände zurückgeführt werden, so dass sich der — 

bereinigte — Primärenergieverbrauch im vergangenen 

Jahr gegenüber 1998 wohl kaum verändert hat. 

Gleichwohl haben sich das gesamtwirtschaftliche 

Wachstum und die Veränderungen des Energiever-

brauchs weiter auseinander entwickelt. Insgesamt war die 

gesamtwirtschaftliche Energieintensität 1999 temperatur-

bereinigt um fast 17% niedriger als 1990. Jahresdurch-

schnittlich bedeutet das eine Reduktion um 2 %. Auch die 

Entwicklung des Stromverbrauchs hat sich tendenziell 

von derjenigen des realen Bruttoinlandsprodukts gelöst: 

Die gesamtwirtschaftliche Stromintensität ging von 1990 

bis 1999 um rund 12% oder im Durchschnitt der Jahre 

um 1,4% zurück. 

Das vergangene Jahr war durch erhebliche Bewegun-

gen der Energiepreise gekennzeichnet: Während es beim 

Mineralöl zu einer drastischen Erhöhung der Preise so-

wohl für Importe als auch für inländische Produkte ge-

kommen ist und die Erdgaspreise zeitverzögert tendenzi-

ell nachziehen, kam es als Folge der einsetzenden Libe-

ralisierung auf dem Strommarkt zumindest im Bereich der 

Sonderabnehmer zu einem erheblichen Preisrückgang, 

der langsam auch die übrigen Verbrauchergruppen zu er-

fassen scheint. Verglichen mit den Auswirkungen, die die 

Entwicklung auf den Weltölmärkten und die wettbewerbli-

che Öffnung des Strommarktes auf die Energiepreise hat-

ten, fielen die Effekte, die mit den steuerpolitischen Maß-

nahmen der Bundesregierung im Rahmen der ersten Stu-

fe der ökologischen Steuerreform im Jahre 1999 

einhergingen, kaum ins Gewicht. 
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